
CALRE 2015 
Arbeitsgruppe Subsidiarität



CALRE 2015 
Arbeitsgruppe Subsidiarität
unter Vorsitz des I. Vizepräsidenten  
des Bayerischen Landtags Reinhold Bocklet  



Vorwort

Sehr geehrte Damen und Herren,

fast sechs Jahre nach Inkrafttreten des Vertrags von Lissabon wird das 
Thema Subsidiarität verstärkt im europäischen Alltag beachtet. 
Erfreulich ist, dass auch die Europäische Kommission die Bedeutung 
dieses im EU-Vertag verankerten Prinzips in den Vordergrund rückt. 
Es ist vor allem der erheblichen Mitwirkung der regionalen Parlamente 
mit Gesetzgebungsbefugnissen geschuldet, dass auch die regionale 
und lokale Dimension des Subsidiaritätsprinzips im Rahmen der 
europäischen Gesetzgebung ins Blickfeld rückt. 

Die Umsetzung der Bestimmungen des Lissabon-Vertrags und die 
konsequente Einbeziehung der Regionalparlamente mit Gesetzge-
bungsbefugnissen in diesen Prozess müssen und können jedoch nur 
durch den weiteren Austausch mit EU-Akteuren verwirklicht werden. 
Die Arbeitsgruppe Subsidiarität von CALRE hat dieses Jahr zu diesem 
Prozess einen weiteren Beitrag geleistet. Ich freue mich, Ihnen mit der 
vorliegenden Broschüre die Ergebnisse der CALRE 2015 Arbeitsgruppe 
Subsidiarität vorstellen zu können. 

Reinhold Bocklet
I. Vizepräsidenten des Bayerischen Landtags 
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CALRE 2015 – Arbeitsgruppe Subsidiarität 
Arbeitsprogramm 

1. Einführung und Herausforderungen

Seit dem Inkrafttreten des Vertrags von Lissabon im Jahre 2009, der Aufwertung der Stellung der 

Regionalparlamente durch die Aufnahme des Artikels 5 in diesen Vertrag sowie der Umsetzung des 

Protokolls über die Anwendung der Grundsätze der Subsidiarität und der Verhältnismäßigkeit hatte 

diese Arbeitsgruppe Zeit, aus den Kinderschuhen heraus-zuwachsen. In diesem Jahr sieht sich die 

Arbeitsgruppe nun einer neu bestellten Europäischen Kommission gegenüber und steht als Folge 

des laufenden Arbeitsprogramms 2015 „A new Start“ vor neuen Herausforderungen. Nicht neu als 

Kritikpunkt ist, dass die Europäische Union an einem substantiellen Demokratiedefizit leidet. Doch 

könnte die Beteiligung der regionalen Akteure stärker dazu beitragen, die bestehenden Ungleich-

gewichte ins Lot zu bringen. 

2. Ziele

2.1. Allgemeine Ziele 

- Um die Effektivität des Frühwarnsystems zu steigern, wird es erforderlich sein, dass alle

Mitglieder gewisse Kriterien entwickeln und auch anwenden, die geeignet sind, den

Frühwarnmechanismus mehr oder weniger automatisch auszulösen oder zumindest die

Aufmerksamkeit der Verantwortlichen für Fragen der Subsidiarität zu erlangen.

- Die Arbeitsgruppe ist bestrebt, den Wissensaustausch fortzusetzen und den Austausch von

best-practice-Beispielen zu vertiefen.

- Es liegt überdies im Interesse der Regionen, sich für ihre verstärkte Mitwirkung einzusetzen,

um so ein echtes Beispiel einer Multi-Level-Governance (Politikgestaltung auf mehreren

Ebenen) zu schaffen, in der die regionalen Akteure das politische Gewicht besitzen, das es

ihnen erlaubt, sich sowohl gegen Vertreter der nationalen und der regionalen Ebene zu

wenden als auch sich Seite an Seite mit ihnen einzubringen.
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2.2. Vorschlag für Ziele der Subsidiaritäts-Arbeitsgruppe für das Jahr 2015 

- Erfassung und Bewertung der Integration und Beteiligung der Regionalparlamente 

durch die nationalen Parlamente gemäß Art. 6 (2) des Protokolls über die Anwendung 

der Grundsätze der Subsidiarität und der Verhältnismäßigkeit. Die Gruppe 

beabsichtigt in diesem Jahr, einen Austausch bewährter Verfahren zwischen den CALRE-

Parlamenten vorzunehmen, ferner die Beteiligungsrechte (in EU-Angelegenheiten) der 

regionalen Parlamente im nationalen innerstaatlichen Dialog zu identifizieren und 

zu ermitteln, ob das Verfahren nach Art. 6 (2) eingehalten wird. 

 

- Analyse des „new start“ der neuen Europäischen Kommission mit der Bestellung eines 

starken Ersten Vizepräsidenten und der Zusage, dass jeder ihrer Vorschläge das Prinzip der 

Subsidiarität berücksichtigen werde, mit Blick auf  den Aussagegehalt für die regionalen 

Parlamente mit eigenen Gesetzgebungsbefugnissen und ihre Rolle auf  europäischer Ebene. 

 

- Prüfung und Bewertung von Projektbereichen, die für die Anwendung des 

Subsidiaritätsprinzips als besonders kritisch anzusehen sind. 

 

 

3. Aktivitäten 2015 

 

Die Arbeitsgruppe wird am Freitag, 10. Juli 2015, in Brüssel tagen.  
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Teilnehmer

Reinhold Bocklet	� I. Vizepräsident des Bayerischen Landtag (DE)	 

Vorsitzender der CALRE 2015  

Arbeitsgruppe Subsidiarität

Ricardo Cabral	� Vizepräsident des Parlaments der autonomen  

Regionen der Azoren (PT)	  

In Vertretung für Präsidentin Ana Luís 

Giuseppe Di Pangrazio	� Präsident des Regionalparlaments der Abruzzen (IT)	

Franco Iacop	�� Präsident des Regionalparlaments der  

Region Friaul-Julisch Venetien (IT)	

Wilfried Klenk	� Präsident des Landtags Baden-Württemberg (DE)

Karl-Heinz Lambertz	� Präsident des Parlaments der  

Deutschsprachigen Gemeinschaft Belgiens (BE)

Dr. Vincenzo Niro	� Präsident des Regionalparlaments Molise (IT)

Pilar Rojo Noguera 	� Präsidentin des Parlaments von Galizien (ES)

Dr. Matthias Rößler	� Präsident des Landtags Sachsen (DE)

Muriel Targnion	� Mitglied des Parlaments der Französischen Gemeinschaft (BE) 

In Vertretung für Präsident Philippe Courard 

Kris van Dijck	� Mitglied des Parlaments, Flämisches Parlament (BE) 

In Vertretung für Präsidenten Jan Peumans
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Programm

ab 10.30 Uhr	� Ankunft & Registrierung 

11.00 Uhr	� Begrüßung & Eingangsstatement  

I. Vizepräsident Reinhold Bocklet

11.15 Uhr	� Vortrag Prof. Peter Bursens  

Professor am Lehrstuhl für Politikwissenschaften der 

Universität Antwerpen:  

„Die Idee des mehrstufigen parlamentarischen Systems  

in der Europäischen Union“

11.45 Uhr	� Vortrag Bert Kuby  

Referatsleiter – Subsidiaritätsnetzwerk, Ausschuss der Regionen:  

„Die Unterstützung der Regionen im Bereich der  

Subsidiaritätskontrolle und der besseren Rechtssetzung  

durch den AdR“	

12.15 Uhr	� Vortrag Prof. Dr. Bernd Martenczuk 

Kabinett des Ersten Vizepräsidenten der Europäischen  

Kommission Frans Timmermans, Europäische Kommission:  

„Die Agenda für bessere Rechtsetzung und deren  

Auswirkungen auf die Beziehungen der EU-Kommission zu  

regionalen Parlamenten mit Gesetzgebungsbefugnissen“ 	

12.45 Uhr	� Aussprache & Verabschiedung	
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Wortprotokoll 
Vom Redner nicht 

autorisiert 

B A Y E R I S C H E R   L A N D T A G 

Konferenz der Europäischen Regionalparlamente mit 
Gesetzgebungsbefugnis – CALRE 

Arbeitsgruppe Subsidiarität 

 

 

 

Ausschuss der Regionen, Brüssel 

Freitag, 10. Juli 2015, 11.12 bis 13.11 Uhr 

Den Vorsitz führt I. Vizepräsident Reinhold Bocklet  

Protokoll: Oliver Haller 
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Ha/Ki Wortprotokoll – Vom Redner nicht autorisiert 
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Begrüßung und Eingangsstatement des Vorsitzenden Reinhold Bocklet: 
Die Arbeitsgruppe Subsidiarität als Patronin des Subsidiaritätsprinzips 

Vorsitzender Reinhold Bocklet (I. Vizepräsident des Bayerischen Landtags): Meine sehr 

verehrten Damen und Herren! Ich eröffne die Sitzung der Arbeitsgruppe „Subsidiarität“, 

heiße Sie alle sehr herzlich willkommen und bedanke mich für das zahlreiche Erscheinen. 

Besonders begrüßen darf ich die drei Referenten; zwei sind schon anwesend. Ich begrüße 

sie in der Reihenfolge, in der sie zu uns sprechen werden.  

Zunächst ein herzliches Willkommen unserem ersten Referenten, Herrn Professor 

Dr. Peter Bursens, Lehrstuhlinhaber an der Universität Antwerpen, der uns „Die Idee des 

mehrstufigen parlamentarischen Systems in der Europäischen Union“ näher erläutern 

wird.  

Begrüßen darf ich auch Herrn Bert Kuby vom Ausschuss der Regionen, der als 

Referatsleiter unter anderem für das Subsidiaritäts-Expertennetzwerk sowie die Plattform 

REGPEX im Ausschuss der Regionen zuständig ist. Der Schwerpunkt seines Vortrags 

wird auf dem folgenden Thema liegen: „Die Unterstützung der Regionen im Bereich der 

Subsidiaritätskontrolle und der besseren Rechtsetzung durch den AdR“.  

Besonders freut mich, dass auch Herr Professor Dr. Bernd Martenczuk, Mitglied im 

Kabinett des Ersten Vizepräsidenten der EU-Kommission, Herrn Frans Timmermans, 

zugesagt hat. Er ist noch nicht eingetroffen. Da er der dritte Redner ist, hat er noch etwas 

Zeit. Herr Professor Martenczuk wird sich heute mit uns über das Thema „Die Agenda für 

bessere Rechtsetzung und deren Auswirkungen auf die Beziehungen der EU-Kommission 

zu regionalen Parlamenten mit Gesetzgebungsbefugnissen“ unterhalten.  

Ich hoffe, dass wir auf diese Weise einen Gedankenaustausch erreichen können, wie die 

EU-Kommission den Belangen der Regionen und regionalen Parlamente mit 

Gesetzgebungsbefugnissen gerecht werden kann und dies in der Praxis auch tatsächlich 

umgesetzt wird.  
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In organisatorischer Hinsicht möchte ich noch kurz darauf hinweisen, dass die 

Verdolmetschung unseres heutigen Arbeitstreffens in folgenden Sprachen erfolgt: 

Englisch, Deutsch, Französisch, Italienisch, Spanisch, Portugiesisch und Flämisch. Da die 

Dolmetscher nur bis zu dem vorgesehenen Ende der Sitzung um 13.00 Uhr anwesend 

sein werden, ist es besonders wichtig, liebe Kolleginnen und Kollegen, dass wir uns an 

den Ihnen vorliegenden Zeitplan halten. Wir sind ohnehin schon ein bisschen spät dran; 

aber ich glaube, mit dem akademischen Viertel können wir noch leben.  

Meine sehr verehrten Damen und Herren, für uns alle ist die Existenz des 1997 ins Leben 

gerufenen Zusammenschlusses CALRE – Konferenz der regionalen Versammlungen mit 

Gesetzgebungsbefugnissen in Europa -, bestehend aus den Parlamenten von 

74 Regionen aus 8 EU-Mitgliedstaaten, heute eine Selbstverständlichkeit. Man sollte sich 

jedoch in Erinnerung rufen, dass die Schaffung von CALRE vor fast zwei Jahrzehnten 

alles andere als einfach und bei Weitem nicht selbstverständlich war; denn Konzept und 

Aufbau der Europäischen Union sind grundsätzlich regionenblind und entscheidend auf 

dem Verbund der Mitgliedstaaten aufgebaut.  

CALRE hat sich als Zusammenschluss der Parlamente zum Ziel gesetzt, sich gemeinsam 

für eine Stärkung der europapolitischen Rolle der Regionalparlamente mit 

Gesetzgebungsbefugnissen einzusetzen und insbesondere die Idee der Subsidiarität 

„wachzuhalten“.  

Seit dem Lissabon-Vertrag umfasst die Definition des Subsidiaritätsprinzips ausdrücklich 

auch die regionale und kommunale Ebene. An mehreren Stellen des 

Subsidiaritätsprotokolls wird die EU-Kommission explizit dazu aufgefordert, sich mit den 

Belangen der regionalen und kommunalen Ebene zu befassen. Die Arbeitsgruppe 

„Subsidiarität“ der CALRE hat im Jahr 2014 unter dem Vorsitz meines Vorgängers, Herrn 

Präsidenten Cattaneo, mit der Schaffung der „Leitlinien für eine aktive Beteiligung der 

Regionalparlamente und eine effektive Handhabung des Subsidiaritätsprinzips“ bereits 

einen sehr wichtigen Schritt im Rahmen der Wahrung des Subsidiaritätsprinzips geleistet.  
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In diesem Papier wurden von der Arbeitsgruppe „Subsidiarität“ konkrete Ergebnisse 

erzielt, die umgesetzt werden können, auf denen aufgebaut werden kann und die 

fortentwickelt werden können. Auch zu den meisten CALRE-Schlusserklärungen der 

letzten Jahre bieten die Vorschläge einen klaren Mehrwert. Das Papier spricht 

richtigerweise gleich zu Beginn die Notwendigkeit an, sich von dem bisher noch sehr von 

formalen und prozeduralen Fragen geprägten Subsidiaritätsverständnis zu lösen und eine 

„Subsidiaritätskultur“ zu entwickeln, die für ein von unten nach oben, „bottom up“, 

aufgebautes Europa steht, das die Regionen mit Gesetzgebungsbefugnissen nicht nur als 

„letztes Glied“ in der Kette zur Umsetzung einer von der Europäischen Union 

vorgeschlagenen Maßnahme sieht. 

Das Papier enthält zahlreiche wichtige und richtige Vorschläge und Hinweise. In Bezug auf 

die Arbeit der Regionalparlamente halte ich insbesondere die folgenden Punkte für zentral: 

Erstens. Die Analyse des jährlichen Arbeitsprogramms der Europäischen Kommission, 

die Identifikation von relevanten Vorhaben und die Information der CALRE-Arbeitsgruppe 

über die identifizierten Vorhaben.  

Zweitens. Dabei sollte keine Beschränkung auf legislative Vorhaben erfolgen, sondern es 

sollten Vorhaben aus der prälegislativen Phase, also die Grün- und Weißbücher, 

Mitteilungen, Aktionspläne etc., einbezogen werden.  

Drittens. Parlamentarische Diskussion der ausgewählten Vorhaben.  

Viertens. Stärkung der Beziehungen zum Ausschuss der Regionen und über diesen auch 

zum Europäischen Parlament.  

Fünftens. Direkte Zuleitung von Parlamentsbeschlüssen an die EU-Kommission, sodass 

ein unmittelbarer Dialog zwischen den Regionalparlamenten und der EU-Kommission 

entsteht.  

Zu diesem Punkt kann ich Ihnen aus bayerischer Sicht Folgendes mitteilen: Der 

Bayerische Landtag hat bereits Anfang 2009 und damit elf Monate vor Inkrafttreten des 
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Lissabon-Vertrags mit der Subsidiaritätsprüfung begonnen. Bei einem Treffen der 

Europareferenten der deutschen Landesparlamente in Brüssel im Frühjahr 2012 wurde 

von Frau Carmen Preising vom Generalsekretariat der EU-Kommission, damals zuständig 

für die Beziehungen zu den nationalen Parlamenten und für die Behandlung von 

Subsidiaritätsrügen innerhalb der EU-Kommission, ausdrücklich darauf hingewiesen, dass 

auch Beschlüsse der Landesparlamente jenseits der Regeln des Subsidiaritätsprotokolls – 

Sie kennen die Regeln mit den entsprechenden Fristen – vom zuständigen Kommissar 

beantwortet würden.  

Mit Schreiben der Präsidentin des Bayerischen Landtags vom 12. Juni 2012 wurde daher 

ein Subsidiaritätsbeschluss des Landtags zu einem Vorschlag zum Thema „Europäische 

Statistiken“ direkt an die EU-Kommission übermittelt. Dieses Schreiben wurde durch den 

damaligen EU-Kommissar Algirdas Šemeta aus Litauen, der in der EU-Kommission unter 

anderem für Betrugsbekämpfung in der Europäischen Union zuständig war, substanziiert 

beantwortet. Dies ist nicht selbstverständlich, da nach außen, das heißt nach deutschem 

Staatsrecht, nur der Bundesrat und der Bundestag zur Abgabe von 

Subsidiaritätsstellungnahmen befugt sind. Sowohl hinsichtlich der Länge dieses 

Schreibens als auch hinsichtlich des Begründungsaufwands hat sich die Antwort nicht von 

Schreiben unterschieden, die der Bundesrat als zweite Kammer des nationalen 

Parlaments von der EU-Kommission üblicherweise erhält, wenn er einen Beschluss direkt 

an die EU-Kommission übermittelt.  

Dass der EU-Kommissar damals an dem Standpunkt festgehalten hat, der Vorschlag 

stehe mit dem Subsidiaritätsprinzip in Einklang, überraschte nicht. Die EU-Kommission 

sieht den Zweck des Schriftwechsels vor allem im Austausch von Argumenten, um so das 

Verständnis für die jeweiligen Positionen zu fördern.  

Seit dem Frühsommer 2012 werden die im Subsidiaritätsverfahren ergangenen 

Landtagsbeschlüsse, also Beschlüsse mit Subsidiaritätsbedenken zu 

Rechtsetzungsvorschlägen, stets direkt der EU-Kommission zugeleitet. Seit Anfang 2013 

werden im Einzelfall auch inhaltliche Positionierungen des Landtags jenseits von 

Rechtsetzungsvorschlägen direkt zugeleitet, wenn dies vom Ausschuss für Bundes- und 
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Europaangelegenheiten für notwendig erachtet wird. Seit 2012 sind 17 Direktzuleitungen 

des Bayerischen Landtags an die EU-Kommission erfolgt. Im Gegenzug haben wir in mehr 

als der Hälfte der Fälle, nämlich elf Mal, substanziierte Antworten der EU-Kommission 

erhalten. 

Auch wenn wir noch nicht in jedem Fall der Direktzuleitung ein Antwortschreiben erhalten 

haben, hat sich dieses Verfahren der Artikulation eines Landesparlaments im Rahmen des 

europäischen Entscheidungsprozesses doch eingespielt. Die Direktzuleitung stärkt die 

Sensibilität der EU-Kommission für die besondere Stellung der Regionen mit 

Gesetzgebungsbefugnissen. Diese Möglichkeit sollte möglichst von allen CALRE-

Parlamenten genutzt werden. So wächst mit jedem Schreiben die eingangs erwähnte 

„Subsidiaritätskultur“.  

Einen weiteren wichtigen Punkt im Rahmen der 2014 beschlossenen Leitlinien stellt auch 

der rasche Austausch von Parlamentsanträgen und -beschlüssen über das AdR-

Subsidiaritätsnetzwerk und die eingerichtete Plattform REGPEX dar. In diesem 

Zusammenhang möchte ich darauf verweisen, dass ein Austausch der 

Regionalparlamente darüber, ob ein EU-Rechtsetzungsvorschlag mit dem 

Subsidiaritätsprinzip in Einklang steht, bereits heute über das eben genannte 

Subsidiaritätsnetzwerk des Ausschusses der Regionen möglich ist und auch schon von 

Bayern aktiv genutzt wurde. 

Zu bemängeln ist jedoch zum einen, dass die Kriterien für die Erlaubnis zur Teilnahme am 

Subsidiaritätsnetzwerk allein vom Ausschuss der Regionen festgelegt werden; zum 

anderen sammelt der Ausschuss der Regionen wie in einer Blackbox die 

Subsidiaritätsanalysen. Es hängt vom Ermessen des Berichterstatters im Ausschuss der 

Regionen ab, in welcher Form er auf die mitunter sehr verschiedenartigen Ergebnisse der 

Analysen Bezug nimmt. Die Mitwirkenden des Netzwerks erhalten nicht einmal eine 

Information, inwieweit der Ausschuss der Regionen in seiner Stellungnahme ihren 

Bedenken gefolgt ist. Die Mitwirkung am Subsidiaritätsnetzwerk stellt sich derzeit leider 

auch aus eigener bayerischer Erfahrung als eine Art „Einbahnstraße“ dar. Sie muss künftig 

auch für den „Gegenverkehr“ geöffnet werden.  
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Abgesehen von den eben beispielhaft genannten Vorschlägen der Leitlinien 2014 für die 

konkrete Arbeit der Regionalparlamente legen die Leitlinien auch im Hinblick auf die Arbeit 

von CALRE einen sehr wichtigen Punkt fest: Hinzuziehung von Vertretern der EU-

Kommission zu Sitzungen der Arbeitsgruppen und zur Plenarversammlung, bei Letzterer 

insbesondere zur Diskussion des jährlichen Arbeitsprogramms der EU-Kommission. 

Hinsichtlich dieses Aspektes können wir uns den Ausschuss der Regionen als Vorbild 

nehmen, der mittlerweile enge Beziehungen zur EU-Kommission pflegt. Kommissare 

stehen diesem regelmäßig bei den Plenartagungen Rede und Antwort; und auch der 

Kommissionspräsident ist immer wieder zu Gast.  

Es wäre zu begrüßen, wenn sich eine ähnlich intensive Zusammenarbeit auch zwischen 

CALRE und der EU-Kommission verwirklichen lassen würde. Eine solche 

Zusammenarbeit würde die Gelegenheit bieten, regelmäßig die Frage einer intensiveren 

Einbindung der Landesparlamente in die europäischen Entscheidungsprozesse zu 

erörtern. Dies erscheint mir gerade im Hinblick darauf wichtig, dass die EU-Kommission 

immer wieder die Notwendigkeit eines Europas der Regionen unterstreicht. Dieses kann 

nur durch und mit den Parlamentariern aus den Regionalparlamenten, insbesondere 

denjenigen mit Gesetzgebungskompetenz, erreicht werden. Deren Aufgabe ist es nämlich 

auch, Europa und europäische Politik den Menschen vor Ort zu vermitteln und die 

europäischen Vorgaben in regionale Normen umzusetzen sowie umgekehrt deren 

Belangen auf der europäischen Ebene Gehör zu verschaffen. Nach der politischen 

Theorie ist das die bekannte „teaching function“ der Parlamente.  

Bei einem solchen Treffen wäre es zudem ein Leichtes, der EU-Kommission die rechtliche 

Stellung von Regionalparlamenten im jeweiligen EU-Mitgliedstaat näher zu erläutern. Dies 

erscheint mir insbesondere vor dem Hintergrund eines aktuellen Schreibens der EU-

Kommission durch ihren Ersten Vizepräsidenten, Herrn Frans Timmermans, vom 

23. Februar dieses Jahres an die Präsidentin des Landtags Mecklenburg-Vorpommern, 

Frau Sylvia Bretschneider, angebracht. Danach hat die EU-Kommission vorgeschlagen, 

anstelle der Einrichtung einer Arbeitsgruppe zur Stärkung der nationalen Parlamente in 

der Europäischen Union die bestehenden Instrumente der Zusammenarbeit mit den 

nationalen Parlamenten effizient zu nutzen. Dabei könnten die regionalen Parlamente, so 
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Herr Timmermans, ihre Anliegen über ihre Vertretung auf föderaler Ebene einbringen. – 

Dieser Vorschlag ist jedoch im Hinblick darauf, dass die Regionalparlamente einen 

direkten Kontakt zur EU-Kommission wünschen, als höchst kontraproduktiv anzusehen, 

wie das Beispiel Deutschland zeigt: Dort sind im Bundesrat die Regierungen der Länder 

und nicht die Landesparlamente vertreten. 

Dies haben auch die Präsidentinnen und Präsidenten der deutschen und österreichischen 

Landesparlamente sowie des Südtiroler Landtages in ihrer aktuellen Erklärung von 

Heiligendamm vom 16. Juni 2015 so gesehen. In der Erklärung wurde es von den 

Präsidentinnen und Präsidenten als wichtig angesehen, direkt mit den europäischen 

Institutionen über eine verstärkte Einbindung der regionalen Parlamente mit 

Gesetzgebungsbefugnis insbesondere bei der Kontrolle der Einhaltung des 

Subsidiaritätsprinzips in einen Dialog zu treten. Die Beteiligung der regionalen Parlamente 

mit Gesetzgebungsbefugnis an der Subsidiaritätsprüfung ermögliche eine 

öffentlichkeitswirksame Diskussion europapolitischer Vorhaben auf einer sach- und 

bürgernahen Ebene und leiste damit einen wichtigen Beitrag zur Vermittlung europäischer 

Politik in den Ländern und Regionen, heißt es in diesem Beschluss der 

Präsidentenkonferenz. Zudem begrüßten die Präsidentinnen und Präsidenten die 

grundsätzliche Bereitschaft der Europäischen Kommission, konstruktive Vorschläge mit 

den regionalen Organen im Rahmen ihrer jeweiligen Zuständigkeiten zu erörtern.  

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wie Sie sehen, wurde im letzten Jahr in der 

Arbeitsgruppe „Subsidiarität“ mit der Schaffung von Leitlinien viel erreicht. Wir können 

nunmehr auf dem bereits Geschaffenen aufbauen bzw. dessen praktische Umsetzung 

bewirken. Davon abgesehen sieht sich die Arbeitsgruppe in diesem Jahr aber auch einer 

neu bestellten EU-Kommission gegenüber und steht als Folge des laufenden 

Arbeitsprogramms 2015 „A New Start“ vor neuen Herausforderungen.  

Als weitere Ziele der Arbeitsgruppe „Subsidiarität“ schlage ich daher Folgendes vor: 

Erstens. Erfassung und Bewertung der Integration und Beteiligung der 

Regionalparlamente durch die nationalen Parlamente gemäß Artikel 6 Satz 2 des 
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Protokolls über die Anwendung der Grundsätze der Subsidiarität und der 

Verhältnismäßigkeit. Es sollte ein Austausch bewährter Verfahren zwischen den CALRE-

Parlamenten vorgenommen werden. Ferner sollten die Beteiligungsrechte in EU-

Angelegenheiten der regionalen Parlamente im nationalen innerstaatlichen Dialog 

identifiziert werden, und es sollte ermittelt werden, ob das Verfahren nach Artikel 6 Satz 2 

eingehalten wird.  

Zweitens. Eine Analyse des „New Start“ der neuen EU-Kommission und der Zusage, dass 

jeder ihrer Vorschläge das Prinzip der Subsidiarität berücksichtigten werde. Dabei müssen 

wir insbesondere ein Augenmerk auf den Aussagegehalt für die regionalen Parlamente mit 

eigenen Gesetzgebungsbefugnissen und ihre Rolle auf europäischer Ebene richten.  

Drittens. Prüfung und Bewertung von Projektbereichen, für die die Anwendung des 

Subsidiaritätsprinzips als besonders kritisch anzusehen ist.  

Zum Schluss eine Bemerkung, die ich aber doch für CALRE bzw. die Arbeitsgruppe 

„Subsidiarität“ für ganz wesentlich halte: Die Europäische Union lebt nicht nur davon, dass 

sich Staats- und Regierungschefs, dass sich die Fachminister, dass sich die Fachbeamten 

im Ministerrat regelmäßig treffen. Es sind wir als Politiker der regionalen und kommunalen 

Ebene, die beinahe täglich mit den Auswirkungen des Handelns der Europäischen Union 

befasst sind. Unsere Wähler, die Bürgerinnen und Bürger, kommen zu uns und erwarten 

zu Recht, dass wir uns für ihre Belange, auch und gerade gegenüber den Brüsseler 

Institutionen, einsetzen. Dafür braucht es neben dem Ausschuss der Regionen auch 

CALRE als den Treffpunkt und das Sprachrohr der Parlamente der regionalen Ebene in 

der Europäischen Union, nachdem – lassen Sie mich das persönlich hinzufügen – die 

Arbeitsgruppe der Vertreter der Parlamente mit Gesetzgebungskompetenz, die im 

Ausschuss der Regionen eingerichtet ist, eine sehr schmalbrüstige Existenz fristet und 

zurzeit nur einmal im Jahr für eine halbe Stunde zusammentritt.  

Konkret geht es darum, den betroffenen Menschen vor Ort die Politik, die in Brüssel 

gemacht wird, zu vermitteln. Wenn wir uns auf diese Aufgabe konzentrieren, können wir 
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mit unserem Zusammenschluss CALRE den gewiss herausfordernden Weg der 

Europäischen Union weiterhin positiv begleiten. – Ich danke Ihnen für die Aufmerksamkeit.  

Diese einleitenden Worte führen das fort und bauen auf dem auf, was die Arbeitsgruppe 

„Subsidiarität“ im letzten Jahr geleistet hat und was inzwischen eingetreten ist. Ich schlage 

vor, dass wir jetzt Herrn Professor Bursens bitten, uns zu der Idee des mehrstufigen 

parlamentarischen Systems in der Europäischen Union seine Vorstellungen vorzutragen. 

Herr Professor, Sie haben das Wort. 

  

CALRE 2015  Arbeitsgruppe Subsidiarität 26



CALRE – Arbeitsgruppe Subsidiarität, 10.07.2015 

Ha/Ki Wortprotokoll – Vom Redner nicht autorisiert 

  

10 

Prof. Dr. Peter Bursens: 
Die Idee des mehrstufigen parlamentarischen Systems in der Europäischen Union 

Prof. Dr. Peter Bursens (Fachbereich Politikwissenschaften, Universität Antwerpen) 

(Übersetzung aus dem Englischen): Vielen Dank, Herr Vorsitzender, für die Einladung, 

hier vor Ihnen einen Vortrag über die Idee des mehrstufigen parlamentarischen Systems 

(„multi-level parliamentary system“) zu halten. Meine Muttersprache ist Niederländisch; 

aber ich werde englisch sprechen und habe eine englische Powerpoint-Präsentation 

vorbereitet (Anlage 1). 

Ich freue mich darüber, über dieses Thema zu sprechen, das auf meiner 

Forschungsagenda in Antwerpen steht. Es geht um die Auswirkungen der Europäischen 

Union auf nationale politische Systeme. Insbesondere geht es um deren Auswirkungen auf 

die EU-Regionen und die Beziehungen zwischen Regierungen innerhalb von 

Mitgliedstaaten. 

In diesem Zusammenhang ist es von Bedeutung, auf welche Art und Weise die 

Parlamente sich europäisieren. Sie passen sich der Tatsache an, dass sie jetzt Mitglieder 

oder ein Teil eines größeren, europäischen politischen Systems sind. Das möchte ich 

Ihnen erläutern. Ich werde Ihnen zunächst kurz etwas über die mehrstufige 

Regierungsform („multi-level governance“) sagen (Anlage 1, Folie 2). Bei der 

Regierungsform der Europäischen Union handelt es sich aus meiner Sicht vor allem um 

eine exekutive mehrstufige Regierungsform („executive multi-level governance“). Das 

bedeutet, dass vor allem die Regierungen und die Führungskräfte in den Verwaltungen 

imstande sind, in dem Spiel eines mehrstufigen Regierungssystems („multi-level 

governance system“) mitzuspielen. 

Dagegen hinken die Parlamente, also die Legislativorgane, in dieser Hinsicht hinterher. 

Dabei kann man argumentieren, dass auch die Parlamente in der Lage sein sollten, in 

diesem mehrstufigen Spiel mitzuspielen. Wenn man Parlamente betrachtet, würde man 

eigentlich zunächst über die nationalen Parlamente sprechen; denn nicht alle 

Mitgliedstaaten haben regionale Parlamente mit Gesetzgebungskompetenz. Für Sie ist es 
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freilich sehr wichtig, die Reichweite der Betrachtung zu erweitern und auch die 

Regionalparlamente in den Blick zu nehmen.  

Ich werde über die Möglichkeiten des politischen Handelns sprechen, wobei ich Ihnen nur 

Anhaltspunkte geben kann; denn in der Politikwissenschaft entwickelt sich gerade erst die 

Forschungsagenda darüber, was sich auf regionaler Ebene abspielt. Darauf folgen 

Abschlussbemerkungen.  

Wie soeben erwähnt, wird die Europäische Union oft als mehrstufiges Regierungssystem 

charakterisiert. In der politischen Elite, in der Politikwissenschaft und der 

Rechtswissenschaft besteht darüber ein Konsens. Bei näherer Betrachtung sehen Sie, 

dass in diesem Spiel tatsächlich die Exekutiven, die nationalen Regierungen, mitspielen. 

In gewissem Maße trifft das auch für die regionalen Regierungen zu, aber sie sind nicht 

besonders aktiv. Am wichtigsten sind die nationalen Regierungen, die Kommission und 

der Rat. Natürlich gibt es auch das Europäische Parlament. Aber hauptsächlich die 

exekutive Seite spielt im Mehrebenenspiel („multi-level game“) mit.  

Sehr viel Literatur geht von einem normativen Standpunkt aus und bringt dies in 

Beziehung zu der Idee eines demokratischen Defizits in der Europäischen Union. Das 

bedeutet, dass dieses demokratische Defizit auf vielerlei Weise definiert wird. Eine der 

Definitionsweisen besagt, dass Parlamente in diesem System nicht aktiv genug sind.  

Über dieses demokratische Defizit wird, wie Sie wissen, eine große Debatte geführt. In der 

Forschungsliteratur behaupten viele Autoren: Nein, in der Europäischen Union gibt es kein 

Problem der Demokratie. – Sie sehen die Europäische Union als internationale 

Organisation und meinen, solange die Mitglieder dieser internationalen Organisation 

demokratisch sind, ist auch die Organisation selbst demokratisch, sodass es kein Problem 

der Demokratie in der Europäischen Union gibt. Unsere Literatur würde mehr oder weniger 

das Gleiche sagen und behaupten: Es gibt kein Problem der Demokratie in der 

Europäischen Union, weil die Europäische Union so etwas wie eine Regulierungsbehörde 

ist, eine Stelle in der Hand der Mitgliedsländer, mit der sie Regelungen usw. treffen 
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können. Man versucht, die optimale Regelung zu finden, wobei es keine Gewinner und 

Verlierer geben soll. Aus dieser Sicht gibt es kein Problem der Demokratie.  

Mit diesem Standpunkt stimme ich keineswegs überein. Ich folge einer anderen 

Literaturmeinung, die besagt: Ja, in der Europäischen Union gibt es ein Problem der 

Demokratie. – Warum? Einfach deshalb, weil die Europäische Union keine normale 

internationale Organisation, sondern viel mehr ist. Sie kommt einer Föderation, einem 

politischen System sui generis nahe. Sie ist ein politisches System in sich. Die Regeln, die 

die Europäische Union aufstellt, sind nicht nur Regeln; sie haben auch entsprechende 

Konsequenzen. Aufgrund dieser Regeln gibt es Gewinner und Verlierer. Daher kann man 

die Europäische Union nicht nur als eine Behörde sehen; sie ist eine politische Institution.  

Von diesem Standpunkt aus haben viele Autoren gefordert, dass die Europäische Union in 

sich eine demokratische politische Institution sein sollte. Wenn man die Europäische 

Union als politisches System betrachtet, stößt man auf sehr viele Bemerkungen und auf 

sehr viel Kritik an ihr. Dabei wird gesagt, sie sei nicht demokratisch genug.  

Ich komme zur Rolle der Parlamente (Anlage 1, Folie 3). Die parlamentarische Seite in 

diesem mehrstufigen System ist nicht genügend entwickelt. Selbstverständlich gibt es das 

Europäische Parlament. Es besteht schon lange Zeit und hat zunehmend Kompetenzen 

bekommen. Aber es hat immer noch keine volle legislative Kompetenz; es hat kein 

Initiativrecht usw. Wenn Sie die nationalen und regionalen Parlamente betrachten, 

bemerken Sie Ähnliches.  

Die Literatur sagt, eine der Möglichkeiten, die Europäische Union demokratischer zu 

gestalten, bestünde in der Entwicklung eines mehrstufigen parlamentarischen Systems. 

Diese Idee will ich jetzt mit Ihnen entwickeln. 

Wenn Sie die Europäische Union als mehrstufiges politisches System betrachten, 

brauchen Sie auch eine Legitimität auf mehreren Ebenen. Die Legitimität ist wichtig. Wir 

sprechen nicht nur von der Demokratie, sondern auch von der Legitimität eines politischen 

Systems. Der wissenschaftlich einflussreiche deutsche Autor Fritz Scharpf sagt: In einem 

politischen System sollte es grundsätzlich Input-, Throughput- und Output-Legitimation 
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geben. Input-Legitimation bedeutet, dass Beteiligung und Repräsentation gebraucht 

werden. Bei der Durchgabe („throughput“) sollten die Vorgänge transparent und legal sein. 

Als Output sollte das System etwas liefern und Probleme lösen. Die Öffentlichkeit sollte 

das politische System akzeptieren, und die Bürger sollten sich damit identifizieren.  

Die Parlamente sind auf der Input-Seite; denn sie haben in diesem politischen System 

eine repräsentative Funktion inne. Repräsentation ist eine der Grundlagen eines 

politischen Systems einer Gemeinde, einer Region, eines Landes oder einer 

internationalen Organisation wie der Europäischen Union. Dort sollte es eine Input-

Legitimation geben, zum Beispiel durch Repräsentation. Repräsentation kann in 

unterschiedlicher Form erfolgen: Es kann direkte Repräsentation geben, denken Sie 

beispielsweise an Referenden; es kann funktionelle Repräsentation geben, wofür etwa 

Lobbygruppen stehen; und ich meine natürlich auch politische Repräsentation, die durch 

Parteien und das Parlament vollzogen wird. Es wird gesagt, dies sei der wichtigste Weg, 

um die Europäische Union demokratisch und legitim zu gestalten; denn parlamentarische 

Repräsentation sichert eine gleichmäßige Vertretung der Öffentlichkeit.  

Bei den verschiedenen Parlamenten in der Europäischen Union sind einige Mängel zu 

bemerken. Das Europäische Parlament wird zwar immer mächtiger; aber es hat noch nicht 

die Legislativinitiative, und auf einigen Gebieten hat es sogar nach dem Vertrag von 

Lissabon noch keine vollen Kompetenzen. Damit sind die nationalen und bei föderalen 

Staaten auch die regionalen Parlamente der Mitgliedsländer in einer wichtigen Position, 

um die Exekutive auf europäischer Ebene zu kontrollieren. Jedoch besteht bei nationalen 

Parlamenten eine doppelte Problemlage. Auf der einen Seite hat ihr politischer Spielraum 

abgenommen. Auf der anderen Seite verringern sich die Instrumente bzw. verkleinert sich 

das Portfolio der Werkzeuge, die sie haben, um Politik zu gestalten, weil Kompetenzen auf 

die europäische Ebene übertragen werden.  

Teilweise können sie also nichts tun; und dort, wo sie handeln könnten, sind sie nicht sehr 

aktiv. Es gibt viele empirische Forschungen darüber, wie die nationalen Parlamente sich 

bezüglich einer Kontrolle der europäischen Politik und der nationalen Regierungen 

verhalten. Man erkennt aufseiten der Legislative sehr große Abweichungen. Einige 
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Parlamente sind sehr aktiv, so im Norden und in Großbritannien. Je weiter man nach 

Süden und Osten kommt, desto mehr sieht man, dass die Parlamente nicht sehr aktiv 

sind. Damit besteht so etwas wie ein Freiraum. Das Europäische Parlament hat keine 

vollen Befugnisse, und die nationalen Parlamente sind einerseits nicht fähig und zeigen 

andererseits nicht genug Antrieb, sich einzuschalten. Es gibt Abweichungen; ich weiß, 

dass einige nationale Parlamente sehr aktiv sind. Aber insgesamt gibt es dort nicht viel 

Aktivität. 

Regionalparlamente sind dort, wo Regionen Gesetzgebungsbefugnis haben, und 

allgemein in föderalen Staaten sehr wichtig. Dort ist die Situation sogar noch schlimmer; 

denn der politische Freiraum der Regionen nimmt noch stärker ab als derjenige von 

nationalen Parlamenten. Regionen sind sehr oft kompetent auf den Gebieten, auf denen 

Aufgaben auf die europäische Ebene übertragen wurden. Die Möglichkeiten der 

regionalen Parlamente nehmen damit ab, und wo sie noch bestehen, können sie noch 

weniger im Mehrebenenspiel mitspielen. Auch hier gibt es viele Abweichungen. Der 

Vorsitzende hat darüber berichtet, wie in Deutschland gehandelt wurde. Aber viele andere 

Länder sind hier nicht aktiv genug.  

Betrachten wir die Situation theoretisch. Wenn Sie akzeptieren, dass die Europäische 

Union insgesamt ein mehrstufiges politisches System ist, sollten die unterschiedlichen 

parlamentarischen Ebenen eine Rolle spielen. 

Welche Rolle können die Parlamente nun spielen? Ich werde hier eine Argumentation 

entwickeln und mit dem beginnen, was die nationalen Parlamente tun. Das werde ich auf 

die regionalen Parlamente extrapolieren. Ich werde Sie darauf hinweisen, was die 

regionalen Parlamente bisher gemacht haben.  

Beim Blick auf das mehrstufige politische System fällt es ziemlich leicht, die verschiedenen 

Ebenen für sich zu betrachten (Anlage 1, Folie 4): Das Europäische Parlament achtet auf 

die europäische Exekutive, und die nationalen Parlamente achten auf die nationalen 

Exekutiven. Man erkennt, dass das Europäische Parlament begrenzte Möglichkeiten hat. 
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Bei den nationalen Parlamenten gibt es hier viele Abweichungen. Darüber habe ich schon 

gesprochen.  

Wichtiger ist die Idee, dass es nicht nur Ebene für Ebene eine Untersuchung oder 

Kontrolle der Exekutive vonseiten des jeweiligen Parlaments gibt, sondern auch Bezüge 

über die verschiedenen Ebenen hinweg.  

Zu dem zweistufigen parlamentarischen System („two-level parliamentary system“) in der 

Europäischen Union gehören das Europäische Parlament einerseits und die nationalen 

Parlamente andererseits. Hier geschieht vieles. Das ist ja erwähnt worden. Nationale 

Parlamente haben viele Möglichkeiten, und ihnen stehen viele Instrumente zur Verfügung. 

Die Frage ist, ob diese Instrumente von den nationalen Parlamenten wirklich aktiviert und 

genutzt werden. Sie kennen zum Beispiel die Plattform IPEX und das ECPRD (Anlage 1, 

Folie 5). Da gibt es eine horizontale Zusammenarbeit, eine Zusammenarbeit zwischen 

nationalen Parlamenten. Es gibt aber auch vertikale und gemischte Zusammenarbeiten. 

„Gemischt“ bedeutet, dass die nationale und die europäische Ebene zusammenarbeiten. 

Es gibt verschiedene Arten von gemeinsamen Sitzungen: von ganzen Parlamenten, von 

Ausschüssen usw. Außerdem gibt es gemeinsame Sitzungen auf der nationalen Ebene, 

wenn Mitglieder des Europäischen Parlaments auf die nationale Ebene eingeladen 

werden. Es gibt auch Vertretungen der nationalen Parlamente im Europäischen 

Parlament. Sie kennen die COSAC und die Konferenz der Präsidenten der Parlamente der 

Europäischen Union. Zuletzt nenne ich etwas eher Informelles, aber sehr Bedeutendes: 

die Treffen von Parteien und Parteienbündnissen über die Ebenen hinweg. Europäische 

Parteienbündnisse könnten eine Möglichkeit für die Zukunft bieten. 

Weiten wir das Modell auf das mehrstufige parlamentarische System aus (Anlage 1, 

Folie 6). Die regionalen Parlamente können jeweils ihre regionale Regierung kontrollieren. 

Das Bild wird interessanter, wenn man die verschiedenen Beziehungen betrachtet, die die 

regionalen Parlamente mit anderen Akteuren in dem mehrstufigen System unterhalten 

können (Anlage 1, Folie 7): Regionalparlamente können natürlich mit anderen 

inländischen Regionalparlamenten zusammenarbeiten. So kann der Bayerische Landtag 

mit dem Landtag von Baden-Württemberg zusammenarbeiten. Der Bayerische Landtag 
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kann aber auch mit dem Flämischen Parlament zusammenarbeiten usw. 

Regionalparlamente können mit dem nationalen Parlament ihres Landes 

zusammenarbeiten, aber auch Verbindungen zu nationalen Parlamenten anderer 

Mitgliedstaaten unterhalten; und sie können sich natürlich auch an das Europäische 

Parlament wenden. 

Wenn man die den nationalen Parlamenten zur Verfügung stehenden Möglichkeiten 

extrapoliert und beachtet, wo sich regionale Parlamente einschalten können, bemerkt 

man, dass es viele Möglichkeiten für Beziehungen zwischen den Parlamenten gibt 

(Anlage 1, Folie 8). Sie nehmen allerdings nur sehr maßvoll zu. Dieser Ort ist einer der 

wenigen, wo solche Beziehungen gepflegt werden. Außer CALRE sind hier das 

Subsidiaritäts-Überwachungsnetzwerk beim Ausschuss der Regionen und REGPEX zu 

nennen. 

Außerdem gibt es viele andere Möglichkeiten, die im Hinblick auf eine vertikale, aber auch 

im Hinblick auf eine gemischte Zusammenarbeit genutzt werden können. Man kann sich 

zum Beispiel direkte Beziehungen zwischen regionalen Parlamenten und dem 

Europäischen Parlament vorstellen. Wie es gemeinsame Sitzungen von nationalen 

Parlamenten mit dem Europäischen Parlament gibt, kann es auch gemeinsame Sitzungen 

von Regionalparlamenten mit dem Europäischen Parlament geben. Man kann sich 

vorstellen, dass Delegierte von Regionalparlamenten zu den Vertretungen der nationalen 

Parlamente im Europäischen Parlament gehören; ich denke, manche Regionalparlamente 

haben bereits Delegierte hierfür. Auf diese Weise könnte man sich miteinander verbinden. 

Die Regionalparlamente können auch über die nationale Ebene Inputs für EU-

Angelegenheiten geben.  

Je nach der Verfassungslage und der Verteilung der Kompetenzen in den Mitgliedstaaten 

können die Regionalparlamente nicht nur ihre jeweilige regionale Regierung kontrollieren, 

sondern auch zusammenarbeiten. Das geschieht zum Beispiel in Österreich auf der 

nationalen Ebene, über die zweite Kammer. Man kann sich auch parlamentarische 

Ausschüsse auf drei Ebenen vorstellen. Vielleicht ist es kompliziert, das in einer formalen 
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Weise zu schaffen. Aber sehen Sie auf die letzte Zeile von Folie 8: Auch hier halte ich 

Treffen von Parteien und Parteienbündnissen für sehr wichtig. 

Je mehr die Europäische Union ein politisches System wird, desto mehr wird sie politisiert 

und desto wichtiger werden politische Parteien und Gruppen; zum Beispiel gibt es 

Vorgipfeltreffen der Sozialdemokraten, der Liberalen usw. vor den Sitzungen des 

Europäischen Rates. Die Parteien halten Zusammenkünfte für immer bedeutender. Das 

geschieht auf nationaler und auf europäischer Ebene. Warum soll man das nicht auf die 

regionale Ebene ausweiten? – Das muss in den verschiedenen Mitgliedsländern natürlich 

noch besprochen werden. Zumindest auf dem Papier, in der Theorie, sehe ich viele 

Möglichkeiten für die regionalen Parlamente, im Spiel mitzuspielen. 

Auf Folie 9 sehen Sie gewissermaßen eine Zusammenfassung meiner Ausführungen. Die 

regionalen Parlamente können die regionalen Exekutiven kontrollieren, die durch ihre 

Vertretung oder Beratung in das politische Handeln in der Europäischen Union 

eingebunden sind. Für diese Kontrolle gibt es parlamentarische Anfragen, Aussprachen in 

Regionalparlamenten, Unterrichtungen, Berichte nach Treffen auf EU-Ebene usw. Das 

geschieht auf regionaler Ebene. 

Über die Ebenen hinweg kann man sich zum Beispiel vorstellen, dass die regionalen 

Parlamente kollektiv die nationale Exekutive kontrollieren: durch zweite Kammern, durch 

gemeinsame Ausschüsse und durch Parteiverbindungen, die auch hier sehr wichtig sind. 

Auch Netzwerke zwischen den Regionalparlamenten könnte es geben, wie es sich bei 

diesem Treffen zeigt. 

Auf europäischer Ebene ist der Ausschuss der Regionen tätig (Anlage 1, Folie 10). 

Vielleicht ist er als große Anlaufstelle nicht allzu hilfreich; denn es gibt nur eine begrenzte 

Zahl von Regionen mit Gesetzgebungsbefugnis. Aber natürlich hat er eine beratende 

Funktion, und er kann heute unter bestimmten Bedingungen den Europäischen 

Gerichtshof anrufen. 

Außerdem gibt es das Frühwarnsystem. Die Subsidiaritätskontrolle erfolgt über die 

nationalen Parlamente. Nicht jedes Regionalparlament hat die Möglichkeit dazu. Es gibt 
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keine formale Verpflichtung, Regionalparlamente einzubeziehen. Es ist dem System im 

jeweiligen Land überlassen, zu klären, ob diese Einbeziehung möglich ist oder nicht. Hier 

bestehen viele Möglichkeiten.  

In der Politikwissenschaft und der Rechtswissenschaft wird das Handeln der 

Regionalparlamente zunehmend empirisch erforscht. Es gibt sehr viele Untersuchungen 

über die nationalen Parlamente. Dabei werden die Parlamente in starke und schwache 

Parlamente abgestuft eingeteilt. Nun beschäftigen wir uns immer mehr auch mit den 

Regionalparlamenten. Dazu möchte ich Ihnen jetzt ohne besondere Systematik einige 

empirische Belege aus der jüngsten Forschung zur Nutzung des EU-Frühwarnsystems 

vorstellen (Anlage 1, Folie 11). 

Eine niederländische Kollegin zählte in diesem Zusammenhang etwa 260 begründete 

Stellungnahmen von 39 Kammern. Davon kam allerdings die große Mehrheit von 

nationalen Parlamenten und nicht von Regionalparlamenten. 

Ein Kollege von der Universität Bergen in Norwegen hat vor Kurzem herausgefunden, 

dass es 37 Antworten von regionalen Regierungen und regionalen Parlamenten im 

Rahmen der Subsidiaritätsüberwachung und des politischen Dialogs gegeben hat. 

37 Antworten von den regionalen Regierungen und regionalen Parlamenten zusammen! 

Das heißt, die Aktivität der Regionalparlamente ist immer noch sehr gering. 

Zwei deutsche Kollegen haben eine Umfrage unter den deutschen Landesparlamenten 

durchgeführt. Wir werden diese Umfrage nach diesem Sommer auch in Belgien 

durchführen und hoffen auf eine große Beteiligung. Sie haben zum Beispiel 

herausgefunden, dass in den Regionalparlamenten die Verwaltungsunterstützung beim 

Umgang mit EU-Angelegenheiten sehr begrenzt ist. Das ist sogar in Deutschland der Fall, 

wo die Verwaltungsunterstützung in Parlamenten im Vergleich zu anderen Mitgliedstaaten 

relativ hoch ist, wenn auch nicht so hoch wie zum Beispiel im Vereinigten Königreich.  

Einen weiteren empirischen Beleg liefert eine aktuelle Arbeit der Kollegin Anna-Lena 

Högenauer. Sie arbeitet in Luxemburg und hat eine umfangreiche Forschung über ein 

weiteres Instrument durchgeführt, nämlich über parlamentarische Anfragen. Sie hat 
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herausgefunden, dass nur ein halbes Prozent der Anfragen, die im schottischen Parlament 

gestellt werden, mit EU-Angelegenheiten zu tun hat, und zwar über viele Jahre hinweg. 

Dieses Thema wird also nicht besonders stark wahrgenommen. Wenn man an die 

Kompetenzen des schottischen Parlaments denkt, erwartet man einen größeren Anteil, 

weil es innerhalb des politischen Systems des Vereinigten Königreichs viele Kompetenzen 

in EU-Angelegenheiten hat. Wir haben vorläufige Zählungen in Belgien durchgeführt und 

konnten hier keinen wesentlich höheren Anteil ermitteln, obwohl die Regionalparlamente in 

Belgien sogar noch mehr Kompetenzen haben als das schottische Parlament. 

Vor diesem Hintergrund sehen wir Politikwissenschaftler eine große Herausforderung 

darin, den nationalen Fokus um den regionalen Fokus zu erweitern. Vielleicht können wir 

in den nächsten Jahren weitere Zahlen vorlegen. Viele Kollegen beschäftigen sich mit 

diesem Thema.  

Ich fasse zusammen (Anlage 1, Folie 12): Oft wurde über die Parlamente in Europa 

gesagt, sie seien die Verlierer der Integration, während die Exekutivorgane deren 

Gewinner seien. Das wird oft über die nationalen Parlamente gesagt. Man kann aber 

feststellen, dass sie aufholen und allmählich lernen, das mehrstufige politische Spiel auf 

europäischer Ebene mitzuspielen. 

Die Regionalparlamente haben hier noch eine lange Wegstrecke vor sich. Einige von 

ihnen sind aktiv. Es gibt ein starkes Bewusstsein, dass sie hier etwas tun könnten. 

Anlaufstellen und Treffen können hier sicherlich hilfreich sein; aber sie müssen immer 

noch sehr viel aufholen.  

In der Präsentation habe ich die theoretischen Instrumente und Möglichkeiten vorgestellt. 

Bis jetzt haben wir aber noch nicht viele empirische Belege in der Politik gefunden, dass 

sie tatsächlich genutzt werden. 

Eine weitere sehr wichtige Schlussfolgerung der Forschung besagt, dass sich bei den 

Regionalparlamenten viele Unterschiede feststellen lassen. Das lässt sich durch die 

verschiedenen verfassungsmäßigen Bedingungen in den Ländern erklären. Dadurch 
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besteht allerdings die Möglichkeit, die guten Faktoren zusammenzutragen, sodass man 

voneinander lernen kann.  

Der Vertrag von Lissabon hat neue Möglichkeiten eröffnet, die aber, wie gesagt, von vielen 

der Regionalparlamente erst ergriffen werden müssen. 

Vom normativen Standpunkt aus – also nicht nur aus der Sicht eines empirischen 

Beobachters – gibt es gute Gründe, dass ein gut funktionierendes mehrstufiges 

parlamentarisches System eingerichtet werden sollte. Darin sehe ich eine der 

Möglichkeiten, das europäische politische System auszugestalten. Dieses System muss 

demokratisiert werden. Eine Möglichkeit hierfür bestünde in einer Demokratisierung über 

die Parlamente. Aber man käme nicht sehr weit, wenn man jedes Parlament auf jeder 

Ebene betrachten würde. Die Aktivitäten, Verbindungen und Netzwerke über Ebenen 

hinweg und in der Horizontalen, das heißt innerhalb der Ebenen, sind für Parlamente sehr 

wichtig, um ihren Platz in dem mehrstufigen System einzunehmen. Dieser Auffassung 

wurde oft die Kritik entgegengehalten, das System würde zu komplex und ließe sich nicht 

mehr verstehen, zumal es schon jetzt zwei Ebenen gebe. Ich stimme dieser Meinung eher 

nicht zu. In den Ländern, in denen die Kompetenzen auch auf die regionale Ebene 

heruntergebrochen werden, ist es eine ganz natürliche Schlussfolgerung, die regionale 

Ebene einzubinden. 

Bedeutet das, dass Sie die Europäische Union demokratisieren würden, wenn 

Regionalparlamente in einem mehrstufigen Umfeld aktiv würden? – Nein, natürlich nicht. 

Dafür sollte noch viel mehr getan werden. Parlamente sind nicht die einzigen Akteure und 

nicht allein dafür verantwortlich. Aber die regionalen und nationalen Parlamente haben bei 

der Demokratisierung der Europäischen Union doch eine sehr wichtige Rolle zu spielen. – 

Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit.  

Vorsitzender Reinhold Bocklet (I. Vizepräsident des Bayerischen Landtags): Herzlichen 

Dank, Herr Professor Bursens. Das war eine wichtige Systematisierung zum 

Mehrebenensystem der Europäischen Union, zur Stellung der regionalen Parlamente 

darin und zur Verbesserung ihrer Stellung in dem Prozess. Die Präsentation, die Sie auf 
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dem Bildschirm gesehen haben, bekommen Sie auf Papier, sodass Sie den Inhalt schwarz 

auf weiß nach Hause tragen können. Sie werden ihn auch über andere Medien abrufen 

können.  

Der Zeitrahmen ist eng; aber falls es Nachfragen gibt, sollten sie jetzt gestellt werden. Gibt 

es Fragen? – Ich fand es gut, dass Sie auf unterschiedliche Ländersituationen 

eingegangen sind. Es ist ganz erstaunlich, was Sie zu Schottland gesagt haben. Obwohl 

die schottischen Politiker so viele Kompetenzen haben, ist das System dort mehr nach 

innen als nach außen gerichtet. Die Lage ist wahrscheinlich in allen Ländern ganz 

unterschiedlich, weil sich die verfassungsrechtlichen Situationen in den Ländern sehr 

voneinander unterscheiden. Aber der Blick über die Grenzen hinweg ist sehr nützlich, um 

ein Gefühl dafür zu bekommen, wo es Möglichkeiten gibt, Einfluss zu gewinnen. 

Ich habe in meinem einleitenden Vortrag den Versuch der direkten Kontaktaufnahme 

zwischen einem Landtag und der Kommission beschrieben, der praktisch gegen das 

deutsche Verfassungsrecht läuft; aber die Kommission, zumindest die alte Kommission, 

hat hier mitgespielt. Ob die neue es tut, wissen wir nicht. Jedenfalls hat sie sich dazu 

aktuell anders geäußert. 

Prof. Dr. Peter Bursens (Fachbereich Politikwissenschaften, Universität Antwerpen) 

(Übersetzung aus dem Englischen): Dem kann ich Folgendes hinzufügen: 

Interessanterweise gibt es zwischen den Regionalparlamenten viele Unterschiede. Oft 

wird behauptet, man könne das nur mit den verfassungsmäßigen Regelungen erklären.  

Dafür gibt es aber weitere Gründe. Einige Abweichungen können auch mit einem Verweis 

darauf erklärt werden, dass in den Parlamenten sehr euroskeptische Parteien vertreten 

sind oder nicht vertreten sind. Sie können Parlamente zum Handeln bewegen. Teilweise 

können die Unterschiede auch durch die Zahl der verfügbaren Verwaltungsmitarbeiter 

erklärt werden, die die Mitglieder des jeweiligen Parlaments mit Informationen versorgen 

und die wichtigen Vorgänge hervorheben, mit denen sie sich befassen sollten. Manchmal 

erklären sich die Unterschiede auch durch die Verbindungen, die die Parteien in Europa 

haben; denn dadurch ergeben sich viele Lerneffekte. Ob ein Parlament imstande ist zu 
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handeln, hängt also von viel mehr ab als von den verfassungsrechtlichen Regelungen. 

Das politische Spiel im Hintergrund kann viele der Aktivitäten erklären. 

Vorsitzender Reinhold Bocklet (I. Vizepräsident des Bayerischen Landtags): Gibt es 

Wortmeldungen? – Herr Kuby, Sie sind zwar der nächste Redner, aber Sie können Ihre 

Ergänzung gleich hier anbringen. Bitte schön, Herr Kuby. 

Bert Kuby (Referatsleiter – Subsidiaritätsnetzwerk, Ausschuss der Regionen) 

(Übersetzung aus dem Englischen): Danke, Herr Bocklet. – Ich habe gehört, Sie müssten 

etwas früher gehen; deswegen habe ich mich schon gemeldet. Ich danke Ihnen für den 

sehr interessanten Vortrag und möchte auf einen Aspekt eingehen. Ich stimme völlig mit 

Ihnen überein, dass auf nationaler Ebene wenig und auf regionaler Ebene noch weniger 

über EU-Angelegenheiten diskutiert wird. Eine der Schlussfolgerungen lautete, dass die 

Kenntnisse über EU-Angelegenheiten, über das Subsidiaritätsprinzip und über den 

Einfluss, den Regionalparlamente nehmen können, begrenzt sind. Zu dieser 

Schlussfolgerung kamen wir bei einer Konferenz im Jahr 2014, und dazu kam wohl auch 

diese Gruppe. 

Sie haben gesagt, Regionalparlamente hätten eigentlich mehr Möglichkeiten erhalten, 

Input anzubieten, ergriffen diese aber nicht. Was sagt die Forschung dazu? Gibt es dazu 

überhaupt Forschung? Sollte man überhaupt dazu forschen und den Bedarf an Schulung 

analysieren, um den Einfluss der Regionalparlamente zu verbessern? Wie gelingt eine 

Schulung oder Bewusstseinsbildung zu den Themen Subsidiarität, Verhältnismäßigkeit 

und EU-Angelegenheiten auf regionaler Ebene? 

Prof. Dr. Peter Bursens (Fachbereich Politikwissenschaften, Universität Antwerpen) 

(Übersetzung aus dem Englischen): Ich danke Ihnen für die Frage. Es gibt Forschung zu 

den Kenntnissen von nationalen politischen Eliten über Europa; aber sie ist meist nicht 

speziell auf Parlamentarier ausgerichtet. Auch hier sind sehr große Abweichungen zu 

erkennen. 

Um dafür zu sorgen, dass Parlamente aktiver werden, sollte man politischen Eliten wohl 

keinen Unterricht über die Europäische Union erteilen; denn die einschlägigen Themen 
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sind dort vielen bekannt. Weniger bekannt ist ihnen das Gefühl dafür, wie wichtig 

Europapolitik ist. Wenn ich mich mit Parlamentariern unterhalte, kennen sie zwar durchaus 

die Wichtigkeit von Europa. Vielleicht sehen Sie das anders; aber ich meine, Sie haben 

manchmal nicht genug Anreize, sich in Ihrem Parlament mit EU-Angelegenheiten zu 

befassen. Warum? Um es ganz offen zu sagen: Ihre Wählerschaft ist daran nicht genug 

interessiert. Es ist ganz natürlich, dass Sie sich mit den Themen befassen, die Ihrer 

Wählerschaft wichtig sind. 

Es geht also nicht darum, bei den politischen Eliten Erziehungsarbeit zu leisten, sondern 

eher darum, die Wähler zu erziehen, dass sie Druck auf ihre Abgeordneten bzw. 

Volksvertreter ausüben, damit sie sich um die politischen Themen kümmern, die die 

Wähler betreffen. Wir wissen von vielen Ländern und auch von meinem Heimatland – 

auch wir haben darüber geforscht -, dass die Öffentlichkeit an EU-Angelegenheiten nicht 

interessiert ist. Wir bemerken dabei eine ganz langsame Entwicklung. So verdeutlichen 

etwa die Krise in Griechenland und die Haushaltsthemen immer mehr, dass das, was in 

Gebäuden wie diesem passiert, auch von direkter Bedeutung für das eigene Erleben ist. 

Sobald der Öffentlichkeit solche Themen wichtig werden, gibt es einen Startpunkt für 

Parlamentarier, die ja schon wissen, dass die aktive Auseinandersetzung mit EU-Themen 

wichtig ist. Dann denken sie wahrscheinlich an die Wünsche der Wähler, die sehen wollen, 

welchen Standpunkt die Parlamentarier zu EU-Themen und nicht nur zu Inlandsthemen 

einnehmen. Das wäre allerdings Gegenstand einer breiteren Diskussion über 

demokratische Legitimation, das Wahlverhalten der Öffentlichkeit usw. Sie haben jedoch 

auf ein sehr wichtiges Thema hingewiesen.  

Vorsitzender Reinhold Bocklet (I. Vizepräsident des Bayerischen Landtags): Danke 

schön, Herr Professor Bursens, dass Sie dies erläutert haben. Ich kann aus meiner 

eigenen Erfahrung bestätigen, dass es manchmal sehr mühsam ist, weil man als 

regionaler Abgeordneter nicht wegen europapolitischer Themen, sondern aus anderen 

Gründen gewählt wird. Bei Themen wie zum Beispiel TTIP aber kommen die Themen 

doch so nah an die Menschen heran, dass sie sich dafür interessieren und es darüber 

auch auf regionaler Ebene eine politische Debatte gibt. Erst dann merken die 
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Abgeordneten, dass sie sich sachkundig machen müssen; andernfalls hätten sie ihr 

Wissen nur vom Hörensagen. 

Ich bedanke mich nochmals ganz herzlich bei Ihnen. Nachdem Sie auch den Bayerischen 

Landtag erwähnt haben und Bücher für Sie nichts Ungewohntes sind, darf ich Ihnen einen 

Band über den Bayerischen Landtag überreichen. Herzlichen Dank! 

Ich darf dann Herrn Bert Kuby bitten, das Wort zu ergreifen. Er befasst sich als 

Referatsleiter im Ausschuss der Regionen mit dem Subsidiaritätsnetzwerk und wird einen 

Vortrag zum Thema „Die Unterstützung der Regionen im Bereich der 

Subsidiaritätskontrolle und der besseren Rechtsetzung durch den AdR“ halten. 

Gerade eben trifft Herr Professor Martenczuk ein. Sie haben gesagt, um 12.00 Uhr treffen 

Sie ein; pünktlich sind Sie da. Herzlich willkommen! In der Reihenfolge der Redner folgt 

jedoch zunächst Herr Kuby; dann sind Sie an der Reihe. Bevor ich Ihnen das Wort erteile, 

möchte ich gerne etwas zu Ihrem Thema sagen. – Herr Kuby, Sie haben das Wort. Bitte 

schön.  
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Bert Kuby: 
Die Unterstützung der Regionen im Bereich der Subsidiaritätskontrolle und der 
besseren Rechtsetzung durch den AdR 

Bert Kuby (Referatsleiter – Subsidiaritätsnetzwerk, Ausschuss der Regionen) 

(Übersetzung aus dem Englischen): Ich begrüße Sie alle und freue mich, hier sein zu 

können. Schon vor vielen Jahren habe ich mit dieser Gruppe zusammengearbeitet und vor 

ihr gesprochen. Unsere enge Zusammenarbeit beim Thema Überwachung der 

Subsidiarität und Verhältnismäßigkeit schätze ich sehr. 

Ich möchte mich kurz fassen und mich auf das Praktische konzentrieren. Ich werde 

darüber berichten, was wir für die Überwachung der Subsidiarität und der 

Verhältnismäßigkeit tun und wie wir die Bemühungen für eine bessere Rechtsetzung 

grundsätzlich sehen. Ich möchte über unsere Aktivitäten für eine bessere Rechtsetzung 

sprechen, in diesem Kontext aber auch auf territoriale Folgenabschätzungen („territorial 

impact assessments“) eingehen. Zum Schluss folgen ein paar Worte zur verstärkten 

Zusammenarbeit mit CALRE. 

Zunächst werfe ich kurz einen Blick zurück und mache deutlich, wo wir stehen. Seit 

weniger als einem Jahr ist eine neue Kommission im Amt. Diese neue Kommission hat 

sich sehr deutlich in die Pflicht genommen, die Themen Subsidiarität und Überwachung 

der Prinzipien der Subsidiarität und der Verhältnismäßigkeit in die Mitte des 

Gesetzgebungsprozesses zu rücken und die Interaktion mit nationalen Parlamenten zu 

verstärken (Anlage 2, Folien 2 und 3). Was bedeutet das für uns bei der 

Subsidiaritätsüberwachung? 

Wir begrüßen den neuen Ansatz der Kommission, strategischer und fokussierter zu 

handeln. Für uns bedeutet das aber auch, dass wir vor kleineren Arbeitspaketen stehen. 

Es geht um 23 neue Initiativen im Arbeitsprogramm der Kommission und um eine 

Verringerung der Zahl der Gesetzgebungsvorschläge. Dies beachten wir bei unserer 

Arbeit. Wir beachten bei unserer Arbeit auch den neuen Ansatz, die Überprüfung der 

CALRE 2015  Arbeitsgruppe Subsidiarität 42



CALRE – Arbeitsgruppe Subsidiarität, 10.07.2015 

Ha/Ki Wortprotokoll – Vom Redner nicht autorisiert 

  

26 

Gesetzgebung zu verstärken. Dabei verweise ich auf die Liste mit den Aktivitäten im 

Rahmen des REFIT-Programms. 

Wir versuchen, einen multiparlamentarischen Ansatz zu verfolgen, und pflegen einen sehr 

regen, zunehmenden Austausch mit nationalen Parlamenten, die wir zu 

Diskussionsrunden einladen, bei denen es um prioritäre Arbeitsvorgänge bei der 

Subsidiaritätsüberwachung geht und um die Frage, wie wir dies umsetzen. Wir sind auch 

noch einen Schritt weitergegangen. Wir haben ein Mitglied eines nationalen Parlaments 

für uns rekrutiert, um die Verbindungen zu den nationalen Parlamenten weiter zu stärken. 

Das Ergebnis ist eine Liste von prioritären Arbeitsthemen (Anlage 2, Folie 4). Auch mit 

CALRE tauschen wir uns über diese Themen aus. Sie sind auf unserer Website offen 

aufgelistet, sodass andere sie kommentieren können. Wir haben uns auch die Liste 

vorgenommen, die die Kommission vor Kurzem als Zusatz zu ihrem Arbeitsprogramm 

veröffentlicht hat. Auch sie beachten wir bei unserer Tätigkeit für die 

Subsidiaritätsüberwachung. 

Mit ein paar Beispielen zeige ich, was wir geschafft haben und wo wir momentan stehen. 

Wie ich schon erwähnt habe, gibt es nun weniger Vorgänge, mit denen man sich befassen 

muss. Der wichtigste Vorgang, an dem wir gearbeitet haben, war die Beratung zur 

Überprüfung des Entscheidungsfindungsprozesses zu gentechnisch veränderten 

Organismen („genetically modified organisms“, „GMOs“, Anlage 2, Folie 5). Dabei gab es 

eine Gruppe von Subsidiaritätsexperten von unserer Seite. Wir achten auch auf das, was 

andere dazu sagen, etwa nationale Parlamente, die begründete Stellungnahmen auf IPEX 

mitteilen, etc. 

Es zeigt sich, dass Subsidiaritätsbelange und -prinzipien berücksichtigt sind. Aber wir 

könnten ein Anliegen in Bezug auf die Verhältnismäßigkeit haben. Wir stimmen nicht ganz 

der Meinung zu, dass die getroffene Maßnahme wirklich im Hinblick auf das Ziel 

zweckmäßig ist. Das ist einer der Vorgänge, mit dem wir uns befasst haben. 

Ich teile völlig die Meinung von Herrn Bocklet, man sollte die prälegislative Phase mehr 

beachten und auch Grünbücher, Weißbücher etc. berücksichtigen. Zugleich braucht man 
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jedoch eine Substanz. Wenn es keine Substanz und keine Elemente zur Analyse der 

Subsidiarität bzw. der Verletzung der Subsidiaritätsprinzipien gibt, ist dieser Weg nicht 

möglich. 

Die Substanz, mit der man sich befassen muss, wurde nun beschränkt. Deshalb haben wir 

uns etwas auf andere Dinge fokussiert. Wir haben an der Agenda für bessere 

Rechtsetzung gearbeitet. Außerdem haben wir uns mit einer besseren Kommunikation der 

Rechtsetzung befasst. Ein anderes wichtiges Arbeitsfeld bilden Veranstaltungen zur 

Bewusstseinsbildung sowie die Subsidiaritätskonferenz; dazu komme ich später. 

Zu den Veranstaltungen zur Bewusstseinsbildung (Anlage 2, Folie 6): Sie folgen direkt aus 

unserer Arbeit in der Subsidiaritätskonferenz 2013, im Bundesrat und in einem Workshop 

im Jahr 2014. Die Frage steht im Raum, wie wir die schon erwähnte Subsidiaritätskultur 

und ein Interesse an EU-Angelegenheiten schaffen können, sodass regionale, aber auch 

nationale Parlamente sich einschalten. 

Wir haben hierzu ein Pilotvorhaben geplant, bei dem wir mit italienischen Regionen 

zusammenarbeiten; es soll im September/Oktober durchgeführt werden. Wir wollen 

Politiker auf verschiedenen Ebenen erreichen. Dabei geht es um Bewusstseinsschaffung 

und darum, klarzumachen, wie wichtig es ist, sich mit Subsidiarität auseinanderzusetzen. 

Außerdem geht es um die Verwaltungsebene, also um die Stärkung von Kapazitäten für 

die Analyse von EU-Gesetzgebung und um die Überprüfung, ob diese mit den Prinzipien 

der Subsidiarität und Verhältnismäßigkeit übereinstimmt. – Neben diesem Pilotvorhaben in 

Italien ist ein weiteres im Laufe dieses Jahres geplant. 

Ein weiteres wichtiges Arbeitsfeld von uns, bei dem wir analysieren, kommunizieren und 

einen Austausch pflegen, betrifft die Subsidiaritätskonferenz (Anlage 2, Folie 7). Sie wird 

alle zwei Jahre abgehalten und wird dieses Jahr im Flämischen Parlament stattfinden. In 

der Vergangenheit haben wir uns hier auf eine sehr starke Beteiligung von 

Regionalparlamenten verlassen. Dieses Jahr gehen wir über das Thema Subsidiarität 

hinaus und beziehen auch die Debatte über bessere Rechtsetzung vollständig mit ein. Zur 

Vormerkung des Termins: Diese Konferenz wird am 17. November stattfinden. 
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Jetzt komme ich zur Agenda für bessere Rechtsetzung („Better Regulation Agenda“, 

Anlage 2, Folie 8). Sie steht klar im Mittelpunkt unserer Überlegungen und unseres 

Interesses. Wir hatten stark mit diesem Paket gerechnet. Herr Professor Martenczuk, Sie 

werden darüber sprechen. Ich werde nur kurz unsere Haltung dazu darstellen und 

erläutern, was wir damit zu tun haben. Vorab stelle ich fest, dass sie ein wichtiger 

Diskussionspunkt bei der Konferenz über Subsidiarität und bessere Rechtsetzung im 

November sein wird. Wir haben Herrn Timmermans formell eingeladen, daran 

teilzunehmen und dieses Thema mit uns und den Vertretern der Regionalparlamente zu 

erörtern. Im Ausschuss der Regionen haben wir uns außerdem dafür entschieden, zu 

diesem Thema eine eigene Initiativstellungnahme zu erarbeiten. Sie soll bei der 

Plenarversammlung im Oktober angenommen werden. 

Schon beim Treffen der Subsidiaritätsexpertengruppe Ende Juni wurde darüber eine sehr 

gute Debatte geführt. Einige der Schlussfolgerungen dabei stehen im Einklang mit 

früheren Meinungen darüber, die besagen, dass dieses Paket sehr begrüßt wird. 

Allerdings ist die Rolle zu bedenken, die die Verträge den Regionen und 

Regionalparlamenten zugeteilt haben. Wir wünschen, dass die institutionelle Rolle, die den 

Regionen und dem Ausschuss der Regionen eingeräumt wird, Anerkennung findet und 

nicht nur deren informelle Rolle und deren informelle Möglichkeiten anerkannt werden. 

Was die Übertragung von Befugnissen anbetrifft, begrüße ich es grundsätzlich, dass die 

Transparenz verstärkt wird und es ein gemeinsames Verständnis für Übertragungen gibt. 

Wir unterstreichen allerdings auch hier, dass bei Gesetzesvorhaben die Prinzipien der 

Subsidiarität, Verhältnismäßigkeit und besseren Rechtsetzung gelten sollten. 

Ein weiterer Punkt betrifft die territoriale Folgenabschätzung. Wir freuen uns sehr, dass die 

Bezüge zur territorialen Dimension bei der Folgenabschätzung klar verstärkt wurden. Das 

ist ein echter Pluspunkt. Wir ermutigen die Kommission und ihre Dienststellen eindringlich, 

sich das zu eigen zu machen und es bei der Folgenabschätzung überall dort zu beachten, 

wo es relevant ist: Es ist zu bedenken, was Gesetzgebung für lokale und regionale 

Behörden bedeutet – ex ante, aber auch, wie wir beim REFIT-Programm gesehen haben, 

sehr stark ex post. Dieser Aspekt ist sehr wichtig. Wir wollen sicherstellen, dass dafür 
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genug Zeit zur Verfügung steht und regionale Anliegen aufgegriffen werden. Wir möchten 

auch, dass das Gremium für die Regulierungsüberprüfung („Regulatory Scrutiny Board“) 

bei seinen Prüfungen die neue Verpflichtung zugunsten lokaler und regionaler Belange 

berücksichtigt. 

Damit genug Zeit für die Diskussion bleibt, fasse ich mich kurz: Beim Thema territoriale 

Folgenabschätzung steuern wir auf das Ende einer Pilotphase zu (Anlage 2, Folie 9). 

Dabei haben wir viele Wege getestet, die territoriale Dimension von Gesetzgebung zu 

betrachten. Wir werden dazu einen Bericht vorlegen, der für alle zugänglich sein wird. 

Insgesamt war die Erfahrung sehr positiv. Wir haben verschiedene Module zur 

Abschätzung von Folgen ausprobiert. Wir befassen uns auch mit Ex-post-Abschätzungen. 

Im Oktober werden wir eine neue Strategie haben, aber auch eine neue Zusammenarbeit 

mit der Kommission und dem ESPON-Programm. 

Mit diesem Forum, der CALRE-Subsidiaritätsarbeitsgruppe, arbeiten wir schon sehr stark 

zusammen. Gestern wurde ein neues Memorandum unterzeichnet, worüber wir sehr 

erfreut sind (Anlage 2, Folie 10). Es eröffnet sehr gute Möglichkeiten, darüber 

hinauszugehen. 

Herr Präsident Bocklet, Sie haben einige Bedenken geäußert. Unter anderem haben Sie 

ausgeführt, dass die Tätigkeiten des Ausschusses der Regionen womöglich allzu 

verborgen bleiben und es nicht genug Transparenz gibt. Das halte ich für eine Botschaft, 

dass mehr Feedback angeboten werden sollte. Wenn Sie an einer Beratung von uns 

teilnehmen, geben wir mit unseren Berichten ein Feedback. Wenn Sie Stellungnahmen 

über REGPEX abgeben, bieten wir vielleicht nicht immer ein Feedback darüber, was damit 

geschieht. Ich nehme Ihre Äußerung als Anregung mit, dass es mehr Transparenz geben 

und mehr Feedback angeboten werden sollte. 

Ich wünsche, dass CALRE in andere Veranstaltungen und Aktivitäten zur 

Bewusstseinsbildung und in die Subsidiaritätskonferenz stärker eingebunden ist. Ich lade 

Sie alle dazu ein, bei diesen Veranstaltungen mit uns zusammenzuwirken. 
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Abschließend betone ich meinen Wunsch nach einem Vertreter von CALRE in unserer 

Expertengruppe. In der Vergangenheit gab es dort bereits einen Vertreter von CALRE. 

Momentan ist das nicht der Fall. Deshalb lade ich Sie alle dazu ein, einen Experten für 

diese Gruppe zu bestimmen. Auch damit nähern Sie sich unserer Tätigkeit stärker an. – 

Vielen Dank. 

Vorsitzender Reinhold Bocklet (I. Vizepräsident des Bayerischen Landtags): Herzlichen 

Dank, Herr Kuby. In Ihrem Beitrag haben Sie die Hintergründe Ihrer Arbeit sehr gut 

dargestellt. Ich bedanke mich auch dafür, dass Sie meine Bemerkung unmittelbar 

aufgenommen und Wege aufgezeigt haben, wie man reagieren kann. Es ist 

hervorzuheben, dass wir bei den Institutionen nur einen Ansprechpartner haben, der 

sozusagen von seiner Aufgabenstellung her auf uns ausgerichtet ist: Das ist der 

Ausschuss der Regionen. Von daher ist meines Erachtens das Memorandum, das gestern 

unterschrieben worden ist, ein wichtiger Schritt, um die Zusammenarbeit zwischen den 

Regionen mit Gesetzgebungskompetenz und ihren Parlamenten einerseits und dem 

Ausschuss der Regionen andererseits noch enger zu gestalten. Es genügt nicht, wenn 

sich nur die Mitglieder des Ausschusses der Regionen darum kümmern; denn es gibt sehr 

viel mehr Regionen mit Gesetzgebungskompetenz, als es Vertreter im Ausschuss der 

Regionen gibt. Deswegen ist es notwendig, dass man mit einer breiteren Basis operiert; 

und CALRE ist ein Instrument zur Verbreiterung der Basis. – Gibt es dazu irgendwelche 

Nachfragen? – Bitte schön, Herr Präsident Klenk. 

Wilfried Klenk (Präsident des Landtags von Baden-Württemberg): Herr Kuby, Sie 

verfolgen die Arbeiten des Ausschusses der Regionen im Bereich der 

Subsidiaritätskontrolle nunmehr seit einigen Jahren. Welchen Stellenwert besitzt das 

Subsidiaritätsprinzip in der Arbeit des Ausschusses der Regionen? Sie haben es zum Teil 

schon angedeutet. Könnten Sie sagen, in wie vielen Stellungnahmen der Ausschuss der 

Regionen in den letzten Jahren Subsidiaritätsbedenken geltend gemacht hat? – Vielen 

Dank.  

Vorsitzender Reinhold Bocklet (I. Vizepräsident des Bayerischen Landtags): Herr Kuby, 

bitte.  
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Bert Kuby (Referatsleiter – Subsidiaritätsnetzwerk, Ausschuss der Regionen): Vielen 

Dank, Herr Klenk. In der Tat blicke ich auf fast drei Jahre in diesem Arbeitsgebiet zurück. 

Allerdings kündige ich an, dass ich diese Aufgabe von Mitte Juli an nicht mehr 

wahrnehmen werde. Zu diesem Zeitpunkt wird meine Kollegin Silke Tönshoff den 

Aufgabenbereich übernehmen.  

Ich kann Ihnen zwar keine konkreten Zahlen nennen. Allerdings kann ich Ihnen sagen, 

dass wir es in den drei Jahren seit der Annahme der neuen Strategie im Jahr 2012 

geschafft haben, dass mittlerweile in allen Stellungnahmen, in denen es nötig ist – wir 

haben hier unsere eigenen Rules of Procedure -, bzw. in allen Dossiers, in denen es um 

Gesetzgebung geht, auch das Subsidiaritätsprinzip angesprochen wird. Auf Ihre Frage, in 

wie vielen Stellungnahmen Subsidiaritätsbedenken geltend gemacht wurden, kann ich 

antworten: Mittlerweile in allen. Wir führen mittlerweile vor allen Plenartagungen eine 

Überprüfung durch. Sie wird stets vorgenommen. Ich kann das auch gerne mit Zahlen 

belegen; diese müsste ich allerdings nachliefern. Im Ausschuss der Regionen ist die Kultur 

des Subsidiaritätsprinzips bedeutender geworden. Wir haben es erreicht, dass alle 

Mitglieder, insbesondere die Berichterstatter, dieses Prinzip in ihren Stellungnahmen voll 

übernehmen.  

Vorsitzender Reinhold Bocklet (I. Vizepräsident des Bayerischen Landtags): Danke 

schön. Weitere Wortmeldungen? – Herr Präsident Niro, bitte schön.  

Dr. Vincenzo Niro (Präsident des Regionalparlaments von Molise) (Übersetzung aus dem 

Italienischen): Ich habe gehört, dass Sie in Bezug auf das Fehlen des Interesses seitens 

der Regionalparlamente etwas kritisch eingestellt waren. Im Ausschuss der Regionen 

haben Sie darauf hingewiesen. Wie werden Sie darauf hinwirken, dass es mehr Interesse 

geben wird, die Aktivitäten zwischen den nationalen Parlamenten und dem Europäischen 

Parlament besser zu verfolgen?  

Vorsitzender Reinhold Bocklet (I. Vizepräsident des Bayerischen Landtags): Bitte 

schön, Herr Kuby.  
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Bert Kuby (Referatsleiter – Subsidiaritätsnetzwerk, Ausschuss der Regionen) 

(Übersetzung aus dem Englischen): Die Frage, wie sich die Zusammenarbeit mit 

Regionalparlamenten verbessern lässt und wie diese mehr mit ins Boot geholt werden 

können, lässt sich unter anderem so beantworten: Mit einer verstärkten Arbeit mit 

REGPEX. REGPEX ist eines unserer Instrumente. Wichtig bei unserer Tätigkeit der 

Subsidiaritätsüberwachung ist die Stärkung des Inputs vonseiten der Regionalparlamente 

mithilfe dieses Instruments. 

Es kommt aber auch auf die Ermutigung durch Aktivitäten an. Es ist sehr wichtig, zu 

beachten, was momentan beim italienischen Senat geschieht. Ich hoffe, das wird alle 

politischen und administrativen Ebenen der Regionalparlamente befähigen, einen 

stärkeren Input und eine bessere Zusammenarbeit auf diesem Gebiet zu erwägen. 

In Bezug auf die Arbeit mit dem Europäischen Parlament teile ich nicht ganz den 

Optimismus von Professor Bursens, dass es einen solchen Input für das Europäische 

Parlament geben könnte. Wir hätten das zwar gerne; doch ich bin nicht sicher, ob wir hier 

so erfolgreich sein können, wie Professor Bursens das meint. Aber dabei bin ich offen für 

Vorschläge. 

Vorsitzender Reinhold Bocklet (I. Vizepräsident des Bayerischen Landtags): Danke 

schön, Herr Kuby. – Ich sehe keine weiteren Wortmeldungen. Dann auch Ihnen einen 

herzlichen Dank, dass Sie sich hier mit Ihrer Erfahrung zur Verfügung gestellt haben. Ich 

wünsche Ihnen alles Gute auf Ihrem neuen Posten im Hause und darf auch Ihnen als 

Erinnerung und Dank ein Buch über den Bayerischen Landtag überreichen. Herzlichen 

Dank! 

Jetzt darf ich in unserer Mitte Herrn Professor Dr. Martenczuk willkommen heißen. Ich 

möchte nur noch auf eines hinweisen: Zu Beginn der Sitzung, als Sie noch nicht 

anwesend waren, habe ich erwähnt, dass der Bayerische Landtag dazu übergegangen ist, 

seine Stellungnahmen im Rahmen des Frühwarnsystems unmittelbar an die Kommission 

zu senden. Auch andere Landtage bzw. Regionalparlamente sind zum Teil dazu 
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übergegangen. Wir haben uns dazu ermutigt gefühlt, weil wir von der 

Vorgängerkommission gerade dazu aufgefordert worden sind, das zu tun. 

Nun hat der Kommissar, für den Sie arbeiten, Herr Erster Vizepräsident Frans 

Timmermans, der Präsidentin des Landtags von Mecklenburg-Vorpommern, die sich 

offensichtlich auch mit einem solchen Anliegen an ihn gewandt hat, geantwortet, dieses 

Parlament möge sich doch sozusagen an die nationalen Spielregeln halten. Die nationale 

Spielregel besagt, dass der Landtag sich über die jeweilige Landesregierung an den 

Bundesrat wenden kann. Das Schicksal des Anliegens ist dann ungewiss, und keiner 

weiß, wie es weitergeht. 

Gerade deswegen hat es einen gewissen Charme, sich unmittelbar an die Kommission zu 

wenden. Die Vorgängerkommission hat das offensichtlich als eine Möglichkeit erkannt, 

sich unmittelbar mit den Regionalparlamenten mit Gesetzgebungskompetenz in 

Verbindung zu setzen und mit ihnen einen Dialog zu führen. 

Daher ist es sehr wichtig, von Ihnen zu hören, ob dahinter eine Philosophie steckt und ob 

eine neue Politik betrieben wird, die sich von derjenigen der Vorgängerkommission 

unterscheidet. All das ist in der Entwicklung begriffen. Deswegen wäre es für uns wichtig, 

rechtzeitig zu erfahren, woher der Wind aus der Kommission und speziell aus dem Hause 

Timmermans inzwischen weht. – Herr Professor, Sie haben das Wort. Bitte schön.  
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Prof. Dr. Bernd Martenczuk: 
Die Agenda für bessere Rechtsetzung und deren Auswirkungen auf die 
Beziehungen der EU-Kommission zu regionalen Parlamenten mit 
Gesetzgebungsbefugnissen 

Prof. Dr. Bernd Martenczuk (Kabinett des Ersten Vizepräsidenten der Europäischen 

Kommission Frans Timmermans, Europäische Kommission) (Übersetzung aus dem 

Englischen): Sehr geehrter Herr Vizepräsident Bocklet! Vielen Dank für die Einladung. Ich 

heiße Sie alle in Brüssel herzlich willkommen. Ich werde meinen Vortrag auf Englisch 

halten; ich denke, dadurch wird es etwas einfacher für Sie, ihm direkt zu folgen. 

Ich bin Mitglied des Kabinetts des Ersten Vizepräsidenten Timmermans. Er hat ein sehr 

breites Portfolio von vielen Verantwortungsbereichen, von denen einige für die Themen 

Ihrer heutigen Diskussion von direkter Bedeutung sind. Insbesondere ist er für die 

interinstitutionellen Beziehungen einschließlich der Beziehungen zu nationalen 

Parlamenten verantwortlich. Allgemein ist er auch für Themen verantwortlich, die mit einer 

Verbesserung der Rechtsetzung und der Transparenz zusammenhängen. Auch sie sind 

für unsere heutige Diskussion sehr bedeutend. 

Damit habe ich bereits die zwei Aspekte erwähnt, auf die ich mich konzentrieren möchte, 

nämlich einerseits allgemein die Beziehungen der Kommission zu den regionalen 

gesetzgebenden Versammlungen („regional legislative assemblies“), andererseits die 

Neuerungen, die mit der Agenda für bessere Rechtsetzung eintraten, und deren 

Auswirkungen auf die regionalen gesetzgebenden Versammlungen und ihre 

Möglichkeiten, sich Gehör zu verschaffen. 

Zunächst möchte ich daran erinnern, dass eine der zehn Prioritäten der neuen 

Kommission, die von Präsident Juncker geführt wird, darin besteht, die Europäische Union 

demokratischer und transparenter zu gestalten. Diese Priorität ist sicherlich nicht die 

unwichtigste und spiegelt direkt die uns allen bekannte Tatsache, dass es eine gewisse 

Krise der Legitimität der Europäischen Union gibt. Wir sind in einem politischen Umfeld, in 

dem Bürger in vielen Mitgliedstaaten das Gefühl haben, dass die Kommission zu weit 
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entfernt und nicht transparent genug ist. Das hat in vielen Mitgliedstaaten zu einem 

Anwachsen euroskeptischer oder eurokritischer Bewegungen geführt. Dies wurde als ein 

Problem wahrgenommen, mit dem sich die Kommission und die Europäische Union 

insgesamt befassen müssen. 

Die nationalen Parlamente sind dabei natürlich wichtige Elemente; denn sie bilden die 

direkten demokratischen Vertretungen der Bevölkerungen der Mitgliedstaaten. Deshalb 

hat Präsident Juncker gesagt, die Stärkung der Partnerschaft mit nationalen Parlamenten 

sei ein wichtiges Element der neuen, zu mehr Demokratie führenden Agenda. Dies ist 

nicht nur für die Beziehungen zu den Parlamenten auf der nationalen Ebene bedeutend, 

sondern auch für die regionalen gesetzgebenden Versammlungen, von denen Sie einige 

vertreten; denn auch diese sind direkt betroffen. Zunächst einmal sind regionale 

gesetzgebende Versammlungen den Bürgern viel näher als nationale Parlamente. 

Zugleich haben die regionalen gesetzgebenden Versammlungen definitionsgemäß 

Gesetzgebungskompetenzen. Wenn die Kommission beispielsweise Vorschläge für 

Richtlinien macht, ist es häufig der Fall, dass die Richtlinien Kompetenzen von regionalen 

Versammlungen betreffen. Deshalb sind regionale Versammlungen selbst wichtige 

Stakeholder (Interessenvertreter). 

Mit meinem heutigen Vortrag möchte ich darlegen, welche Wege von regionalen 

gesetzgebenden Versammlungen beschritten werden können, damit die Kommission ihre 

Anliegen wahrnimmt. Ich werde mit Ausführungen über die formellen Wege des politischen 

Dialogs und des Subsidiaritätskontrollmechanismus beginnen, wie sie in den 

einschlägigen Protokollen Nummer 1 und 2 festgelegt sind. Danach möchte ich mich auf 

die Agenda für bessere Rechtsetzung und ihre Bedeutung konzentrieren. 

Betrachten wir den formellen politischen Dialog mit nationalen Parlamenten und 

besonders den Subsidiaritätskontrollmechanismus, mit dem Sie alle vertraut sind, siehe 

Protokoll Nummer 2. Hier sind die regionalen gesetzgebenden Versammlungen nicht als 

direkte Gesprächspartner der Kommission vorgesehen. Vielmehr sind Gesprächspartner 

auf der nationalen Ebene vorgesehen, also die nationalen Parlamente oder in 

Zweikammersystemen die beiden Kammern, zum Beispiel in Deutschland der Bundestag 
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und der Bundesrat. Das sind die vorgesehenen Gesprächspartner, die Parlamente, die 

das Recht haben, zum Beispiel Einwände aufgrund der Subsidiarität zu formulieren. 

Darauf muss die Kommission reagieren, wobei die Zahl der Parlamente maßgeblich ist, 

die Einwände geäußert haben. 

Weil regionale gesetzgebende Versammlungen auch Gesetzgebungskompetenzen haben 

können, besagt Artikel 6 von Protokoll Nummer 2 zum Vertrag von Lissabon ausdrücklich, 

dass die nationalen Parlamente auch die Regionalparlamente konsultieren sollten. Sie 

sollen die Ansichten der Regionalparlamente in die Positionen integrieren, die sie 

vertreten. Durch diesen Mechanismus werden die Positionen der Regionalparlamente hin 

zu den nationalen Parlamenten kanalisiert und gebündelt. Diese formellen Mechanismen 

sind im Vertrag festgelegt. Wir nutzen sie; das klappt gut. 

Aber das sind freilich nicht die einzigen relevanten Mechanismen; denn abgesehen von 

den Protokollen Nummer 1 und 2 ist die Kommission sehr offen und transparent und steht 

in einem ständigen Dialog mit Stakeholdern jeglicher Art, mit öffentlichen Behörden, der 

Zivilgesellschaft und anderen. Diesen Aspekt sollten wir bei unseren Diskussionen 

besonders ins Auge fassen. Wir sollten uns auch besonders auf die neue Arbeitsweise 

konzentrieren, die die Kommission festgelegt hat. Ich verweise auf die Agenda für bessere 

Rechtsetzung, die am 19. Mai 2015 angenommen wurde und jetzt umgesetzt wird. 

Welche Möglichkeiten gibt es hier? Zunächst einmal hat die Kommission mit dem 

Amtsantritt von Präsident Juncker begonnen, ihre Arbeit fokussierter und transparenter zu 

strukturieren. Es soll fokussierte, klare Arbeitsprogramme geben. Das erste war das Ende 

letzten Jahres für das Jahr 2015 beschlossene Arbeitsprogramm, das schon von Herrn 

Kuby erwähnt wurde. Es war ein Arbeitsprogramm mit 23 gezielten Initiativen, die wir jetzt 

nach und nach durchführen. Dabei handelt es sich um ein öffentliches Dokument, um eine 

Mitteilung, über die mit anderen Institutionen und Stakeholdern diskutiert werden kann. Sie 

ist die allererste Grundlage für eine öffentliche Diskussion über die Aktivitäten der 

Kommission, die bedeutende Gesetzgebungsinitiativen einschließen. 
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Für den Gesetzgebungsprozess und andere wichtige Initiativen, die die Kommission 

durchführen könnte, gibt es seit der Agenda für bessere Rechtsetzung einige Wege, über 

die Stakeholder, besonders die regionalen gesetzgebenden Versammlungen, sich Gehör 

verschaffen können. Zu Beginn der Arbeit an jeder wichtigen Initiative muss es entweder 

einen sogenannten Fahrplan („roadmap“) oder – für gewisse Arten von Initiativen – eine 

Folgenabschätzung in der Anfangsphase („inception impact assessment“) geben. Dieses 

Dokument legt in groben Zügen die Initiative dar, über die die Kommission nachdenkt oder 

die sie einleiten möchte, und erläutert allgemein die verschiedenen bestehenden Optionen 

und ihre möglichen Vor- und Nachteile. Dieser Fahrplan oder diese Folgenabschätzung in 

der Anfangsphase wird veröffentlicht; und für die Dauer von normalerweise vier Wochen 

besteht die Möglichkeit, dazu einen Kommentar abzugeben. 

Das ist sehr wichtig: Wenn die Idee geboren wird, ganz am Anfang, bleibt sie nicht 

geheim, sondern sie wird veröffentlicht. Die Stakeholder können erfahren, dass die Arbeit 

daran beginnt, und erste Kommentare abgeben. Das ist eine Frühwarnung, aber auch eine 

Möglichkeit für einen ersten, frühen Dialog. 

Wenn die Arbeit beginnt, muss es natürlich eine Folgenabschätzung für alle bedeutenden 

Aktivitäten geben. Der Prozess der Folgenabschätzung ist durch die Agenda für bessere 

Rechtsetzung ebenfalls gestärkt worden. Es gibt nun ein Gremium von Personen, die in 

Vollzeit eine unabhängige Folgenabschätzung vornehmen. Dazu gehören auch einige 

externe Fachleute. Sie bewerten jede wichtige Initiative im Hinblick auf ihre Vereinbarkeit 

mit den Prinzipien der besseren Rechtsetzung, der Subsidiarität und der 

Verhältnismäßigkeit. Innerhalb der Kommission erfolgt also eine unabhängige, autonome 

Prüfung durch ein neues Prüfungsgremium, das sich eingehend mit Fragen der 

Subsidiarität und Verhältnismäßigkeit befasst. 

Einen weiteren integralen Bestandteil der Vorbereitung einer jeden wichtigen Initiative 

muss die Konsultation der Stakeholder bilden. Sie findet normalerweise innerhalb eines 

Zeitraums von zwölf Wochen statt. Die Stakeholder haben dann die Möglichkeit, ihre 

Ansichten in Bezug auf alle bedeutenden Fragen zu der vorgesehenen Initiative zu 

formulieren. Das sollte normalerweise auf der Grundlage einer Liste mit Fragen und 
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Optionen geschehen, die viel detaillierter ist als der Fahrplan oder die Folgenabschätzung 

in der Anfangsphase. Das ist die zweite Gelegenheit, Kommentare abzugeben. 

Als weitere Neuerung ist vorgesehen, dass die Kommission dann, wenn sie ihren 

Vorschlag verabschiedet und dem Gesetzgeber, dem Rat und dem Parlament, unterbreitet 

hat, interessierten Parteien und Stakeholdern acht Wochen lang ermöglicht, den 

verabschiedeten Vorschlag zu kommentieren. Nach Ablauf der achtwöchigen Frist wird die 

Kommission eine Zusammenfassung erarbeiten und sie dem Rat und dem Parlament 

übersenden. Dort kann sie in den beginnenden Gesetzgebungsprozess einfließen. 

Das soll mehr oder weniger parallel zu der achtwöchigen Frist der Subsidiaritätskontrolle 

geschehen. Das ist zum Beispiel für die nationalen Parlamente sehr interessant; denn sie 

können sich dann wie alle anderen Stakeholder direkt Gehör verschaffen. Auch für dieses 

Stadium wurde eine Möglichkeit geschaffen, Kommentare abzugeben. 

Dann schreitet der Gesetzgebungsprozess fort. Auch dafür haben wir einige Neuerungen 

vorgeschlagen. Wir beginnen jetzt mit den Verhandlungen über eine interinstitutionelle 

Vereinbarung zur besseren Normsetzung. Zum Beispiel möchten wir, dass die 

Gesetzgeber, der Rat und das Parlament, Folgenabschätzungen für Änderungen 

vornehmen, die sie während des Gesetzgebungsprozesses eingeführt haben. Das wäre 

eine weitere Möglichkeit, die Kontrolle der Qualität von Gesetzgebungsvorschlägen zu 

verbessern, wobei auch die Einhaltung der Prinzipien der Subsidiarität und der 

Verhältnismäßigkeit überprüft wird. 

Wenn Sie sich vor Augen führen, wie der Gesetzgebungsprozess durch die Agenda für 

bessere Rechtsetzung umrissen und strukturiert wird, erkennen Sie, dass der 

Gesetzgebungsprozess sehr transparent und offen ist. Bei wichtigen Initiativen hat ein 

außenstehender Stakeholder mindestens drei Gelegenheiten, einen Kommentar 

abzugeben. Im internationalen Vergleich ist das ein besonders transparentes und offenes 

Gesetzgebungsverfahren. 

Schließlich gehe ich kurz auf weitere Neuerungen ein, die ebenfalls für Sie von Interesse 

sind und in dieselbe Richtung zielen. Zuerst komme ich zu den bekannten delegierten 
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Rechtsakten und den Durchführungsrechtsakten („delegated and implementing acts“). Die 

Kommission erlässt sie auf der Grundlage von Ermächtigungen durch den Gesetzgeber. 

Die Kommission wird grundsätzlich – soweit es nicht zum Beispiel schon vorher zu 

Konsultationen gekommen ist – alle Entwürfe für delegierte Rechtsakte und 

Durchführungsrechtsakte vier Wochen vor dem Erlass einer Stakeholderkonsultation 

zuführen. Das ist ein sehr nützliches Verfahren; denn auch hier können Kompetenzen von 

Regionen betroffen sein. Auf diese Weise ist ein Frühwarnsystem wirksam.  

Wir müssen auch die bestehende Gesetzgebung im Auge behalten, um sicherzustellen, 

dass sie zweckmäßig und verhältnismäßig bleibt. Darum hat die Kommission das REFIT-

Programm aufgelegt. Sein Zweck besteht in einer beständigen, regelmäßigen Überprüfung 

der bereits bestehenden Gesetzgebung. Auch diesen Prozess stärken wir. Die 

Kommission hat die REFIT-Plattform eingerichtet, über die die Kommission bei der 

Überprüfung der Gesetzgebung beraten wird. Der Ausschuss der Regionen wurde 

eingeladen, ein Mitglied der REFIT-Plattform zu werden. Wichtig für Sie ist, dass jeder 

Stakeholder seine Ansichten auf der Plattform mitteilen kann. Sie steht zum Beispiel auch 

für regionale gesetzgebende Versammlungen zur Verfügung. 

Insgesamt machen wir Fortschritte. Wir bewegen uns hin zu mehr Transparenz. Das sind 

auch für die regionalen gesetzgebenden Versammlungen gute Nachrichten und sollte die 

Sorgen etwas verkleinern, die Sie zum Ausdruck gebracht haben. Diese Sorgen betreffen 

einen Mangel an formeller Einbindung von regionalen gesetzgebenden Versammlungen in 

den formellen politischen Dialog mit den nationalen Parlamenten und in den 

Subsidiaritätskontrollmechanismus. Natürlich gibt es diese Mechanismen. Sie bieten aber 

auf keinen Fall die einzigen Möglichkeiten, wie Sie sich Gehör verschaffen können. 

Ich kommentiere kurz den Brief an den Landtag von Mecklenburg-Vorpommern. Dabei 

ging es um Folgendes: Mecklenburg-Vorpommern hatte bei der Kommission angeregt, 

sich auf einen offiziellen Dialog einzulassen, ähnlich wie er mit nationalen Parlamenten 

geführt wird. Dabei ging es um einen Gesetzgebungsvorschlag. Die Antwort lautete: Einen 

offiziellen Dialog führen wir mit nationalen Parlamenten, wie es der Vertrag vorsieht; aber 

wir antworten Ihnen selbstverständlich. – Es wurde eine substanziierte Antwort gegeben. 
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Das wird in solchen Fällen weiterhin geschehen. Wenn Sie als Präsidenten von regionalen 

gesetzgebenden Versammlungen an die Kommission schreiben, werden Sie 

normalerweise eine substanziierte Antwort bekommen. Jedoch erhalten Sie dann keine 

Antwort im Rahmen des Subsidiaritätsmechanismus und des damit verbundenen 

politischen Dialogs. Aber Sie werden eine Antwort bekommen, und Ihre Ansichten sollten 

von der Kommission und von deren Diensten berücksichtigt werden. 

Vielleicht ist es weniger wichtig, sich auf den formalen Rahmen zu konzentrieren. Man 

sollte vielmehr mit den neuen bestehenden Mechanismen arbeiten; denn sie werden für 

Sie wichtig und nützlich sein. Die Vertretungen Ihrer Regionen in Brüssel werden damit 

vertraut sein. Es gibt Verteiler, auf die Sie sich setzen lassen können. Dann bekommen 

Sie eine Meldung, wenn eine neue Initiative vorbereitet wird, und Sie können darauf 

reagieren. Ich bin zuversichtlich, dass es viele Wege für einen Dialog geben wird. – Vielen 

Dank. 
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Aussprache und Verabschiedung 

Vorsitzender Reinhold Bocklet (I. Vizepräsident des Bayerischen Landtags): Danke 

schön, Herr Professor Martenczuk. Damit ist einiges klarer geworden. Es war ein 

Missverständnis entstanden. Sie haben völlig recht, wenn Sie auf den normalen, formellen 

Weg hinweisen. Dazu möchte ich nur eines bemerken: Das Multi-Level-System und das 

nationale staatsrechtliche System sind manchmal – nicht nur in Deutschland, sondern 

auch in anderen Mitgliedstaaten – nicht ganz kohärent. Das kann dazu führen, dass sich 

das Gesamtsystem verändert. In diesem Prozess gibt es förmliche und neue Wege. Sie 

weisen sozusagen den regionalen Parlamenten die Rolle eines Stakeholders zu, der sich 

bei Ihnen meldet, worauf er von Ihnen eine substanziierte Antwort bekommt. Auch dann ist 

schon etwas erreicht. Sie treten dann auch mit ihm in einen politischen Dialog, auch wenn 

das nicht so formalisiert geschieht, wie es nach dem Protokoll Nummer 2 des Vertrags der 

Fall wäre. Ich erinnere mich, dass die letzte Kommission eine Statistik herausgegeben hat, 

in der stand, wie viele Stellungnahmen jenseits des Protokolls Nummer 2 schon an die 

Kommission geschickt und wie viele beantwortet worden sind. Die Kommission hat damals 

geradezu dazu aufgefordert, sich jenseits des Protokolls Nummer 2 an die Kommission zu 

wenden.  

Wie ich in meinem Eingangsstatement erwähnt habe, haben wir auf 11 von 

17 Stellungnahmen, die wir direkt an Sie geschickt haben, eine substanziierte Antwort 

bekommen. Das ist schon eine ganze Menge. Allerdings waren wir in diesem Gremium 

ebenso wie die Präsidentinnen und Präsidenten der deutschen und österreichischen 

Landesparlamente sowie des Südtiroler Landtages durch das erwähnte Schreiben an den 

Landtag von Mecklenburg-Vorpommern alarmiert, da man aus ihm schließen konnte, 

einen Dialog könnte es nur noch über den staatsrechtlich-formellen Weg geben, und alle 

anderen Verbindungen wären gekappt. Das stand für mich völlig im Widerspruch zu dem, 

was Herr Timmermans als sein Selbstverständnis angekündigt hat; damit hat er sich 

nämlich für mehr offenen Dialog mit allen Beteiligten ausgesprochen. – Herr Präsident 

Lambertz hat sich gemeldet. Bitte schön.  
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Karl-Heinz Lambertz (Präsident des Parlaments der Deutschsprachigen Gemeinschaft 

Belgiens): Vielen Dank, Herr Vorsitzender. Die Aussagen von Herrn Professor Martenczuk 

haben uns alle sehr klar dazu aufgefordert, den Dialog mit der Kommission insgesamt, 

ganz besonders aber mit Herrn Ersten Vizepräsidenten Timmermans fortzusetzen. Ich 

glaube, das ist richtig. Auch ich gehöre zu denjenigen in Europa, die gerne gewisse 

Probleme mit dem Verweis auf ein großes Missverständnis lösen. Das ist die schönste 

diplomatische Art, die es gibt.  

Aber erlauben Sie mir doch einen Hinweis: Wir brauchen zwischen der Kommission und 

den Regionen, ganz besonders den Regionen mit Gesetzgebungshoheit, in der 

Europäischen Union auch etwas formellere Möglichkeiten, einen Dialog zu führen, ohne 

auf wesentliche Änderungen der Verträge hinzuarbeiten; denn die Regionen mit 

Gesetzgebungshoheit spielen im Multi-Level-Governance-Konzept unserer Europäischen 

Union durchaus eine ganz besondere Rolle. Da ist es manchmal schon ein bisschen 

schwierig, wenn man als erste Antwort bekommt: Meldet euch bei euren nationalen 

Parlamenten. – Dafür brauchen wir keine Kommission. Das wissen wir von der 

innerstaatlichen Ordnung her selbst. Es gibt auch Animositäten, wenn wir merken, dass 

Papiere kursieren, in denen unsere Landesvertretungen wie Lobbyisten behandelt werden. 

Allerdings hat Kommissionspräsident Juncker mittlerweile im Ausschuss der Regionen 

darauf eine klare Antwort gegeben. Solche Vorgänge machen einem das Leben nicht ganz 

einfach.  

Auch immer dann, wenn von Stakeholdern die Rede ist, habe ich etwas Magenschmerzen, 

zu ihnen auch die Regionen mit Gesetzgebungshoheit zu zählen. Das ist nicht ganz der 

richtige Rahmen für unseren Dialog. Aber ich kann sehr gut nachvollziehen, dass Herr 

Timmermans nicht mit allen Regionen Europas dauernd in direktem Dialog stehen und alle 

einbeziehen kann; ich weiß, dass Herr Timmermans es genauso sieht. Dafür muss es ein 

System geben. Ein Weg, hier vernünftig und mit Augenmaß voranzukommen, besteht 

darin, sich die Frage zu stellen, wie wir innerhalb des Ausschusses der Regionen solche 

Themen aufgreifen können und wie wir die vorhin von Herrn Bocklet richtig 

diagnostizierten Unzulänglichkeiten des Dialogs verbessern. Ich glaube, dass wir dann 

schon zu einer guten Lösung kommen können. 
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Eines ist für mich persönlich sehr klar: Wenn wir einen neuen Schub der 

Europabegeisterung herbeiführen wollen, müssen wir großes Interesse daran haben, das 

auch über den Weg der regionalen Einrichtungen in Europa zu versuchen; denn dort 

kommt der Mensch letztendlich am ehesten mit dem in Kontakt, was Europa erfindet und 

was man Europa zu Recht oder zu Unrecht als Unzulänglichkeiten vorwirft. Dort muss der 

Eindruck entstehen, dass die Dinge zusammenpassen und die Kommunikation in beide 

Richtungen funktioniert; es genügt ja auch nicht, wenn eine Autobahn nur in eine Richtung 

verläuft. Daran muss noch etwas gearbeitet werden. Ich bin sehr guten Mutes, dass wir 

das in den nächsten Jahren schaffen.  

Vorsitzender Reinhold Bocklet (I. Vizepräsident des Bayerischen Landtags): Danke 

schön, Herr Präsident. – Herr Professor Martenczuk, bitte schön.  

Prof. Dr. Bernd Martenczuk (Kabinett des Ersten Vizepräsidenten der Europäischen 

Kommission Frans Timmermans, Europäische Kommission): Vielen Dank, Herr Lambertz. 

Sie wünschen eine stärkere Formalisierung des Austausches mit regionalen Parlamenten, 

insbesondere solchen mit Legislativbefugnissen. Es gibt schon ein wichtiges Forum für 

den Austausch mit den Regionen, nämlich die Institution, bei der wir gerade zu Gast sind: 

den Ausschuss der Regionen. Das sollten wir nicht vergessen. Der Ausschuss der 

Regionen ist in der Union primär berufen, die Regionen zu repräsentieren. Natürlich ist 

auch uns klar, dass das für die Regionen und ihre parlamentarischen Vertretungen nicht 

ausreicht und es direkte Kanäle geben muss. Aber ich glaube, dass es diese Kanäle 

schon gibt, auch wenn sie vielleicht nicht den förmlichen Ansprüchen und Idealen 

genügen, wie Sie sie sich auf Ihrer Seite vorstellen könnten. 

Eine weitere Schwierigkeit gilt es zu bedenken: Es besteht eine gewisse Asymmetrie, was 

die Strukturen in den Mitgliedstaaten angeht. Es gibt Regionalparlamente mit 

Legislativbefugnissen in einigen wichtigen Mitgliedstaaten; aber die Strukturen sind nicht 

gleichermaßen ausgestaltet. Auch das macht es ein wenig schwierig, den Kontakt mit der 

Ebene der Regionalparlamente stärker zu formalisieren, als es gegenwärtig der Fall ist.  
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Man sollte sich letztlich vielleicht nicht zu sehr an Begriffen wie Stakeholder stören – außer 

etwa deshalb, weil es im Deutschen ungewöhnlich ist, dass man damit einen englischen 

Begriff verwendet. Für die betroffenen Parteien ist es ein neutraler Begriff. Es ist kein 

Begriff, den man in irgendeiner Weise als abwertend bezeichnen sollte. Die Parteien, die 

er bezeichnet, können sowohl aus dem privaten als auch aus dem öffentlichen Bereich 

kommen. Als Stakeholder, die berechtigte Interessen wahrnehmen wollen, kommen nicht 

nur Regionen infrage, sondern auch Städte, Gemeinden und Behörden von der nationalen 

Ebene. Freilich sind die Länder besonders wichtige Stakeholder mit sehr wichtigen, auch 

öffentlichen Interessen. Äußerungen vonseiten der Länder nimmt die Kommission 

natürlich wahr.  

Deshalb sollte man aus meiner Sicht die Mechanismen der Stakeholderkonsultationen 

nicht als in irgendeiner Weise gering zu schätzen ansehen, sondern im Gegenteil: Sie sind 

wichtig. Eine Stellungnahme eines regionalen Parlaments wird von den Diensten der 

Kommission bei der Auswertung natürlich zur Kenntnis genommen. Aber letztlich spielen 

auch die Inhalte der jeweiligen Argumente eine Rolle; so sollte es auch sein.  

Vorsitzender Reinhold Bocklet (I. Vizepräsident des Bayerischen Landtags): Herr 

Präsident Rößler hat sich noch zu Wort gemeldet.  

Dr. Matthias Rößler (Präsident des Sächsischen Landtags): Herr Professor Martenczuk, 

ich bin Ihnen sehr dankbar, dass Sie jetzt auf Deutsch, also in Ihrer Muttersprache, den 

Begriff Stakeholder aus Ihrer Sicht erläutert haben. Ist der Begriff Stakeholder an sich ein 

strategischer Begriff, um zum Beispiel die Regionen mit Gesetzgebungskompetenz, die 

deutschen Bundesländer mit Staatsqualität, eigenen Verfassungen und anderem mehr 

ganz bewusst unter die große Gruppe von Wahrnehmern öffentlicher und privater 

Interessen, Lobbyisten, Gemeinden, Städten und anderen zu subsumieren? Darf ich den 

Begriff so interpretieren, dass er ganz bewusst gewählt ist und dahinter eine Strategie der 

Kommission steht?  

Prof. Dr. Bernd Martenczuk (Kabinett des Ersten Vizepräsidenten der Europäischen 

Kommission Frans Timmermans, Europäische Kommission): Nein, das ist kein 
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strategischer Begriff. Dieser Begriff soll einfach eine große Kategorie von potenziell 

Betroffenen – zum Beispiel von denjenigen, die von Gesetzgebungsvorschlägen betroffen 

sind – erfassen. Er wurde wohl mangels eines besseren Begriffs gewählt und soll 

niemanden ausgrenzen. Daher sollte man in diesen Begriff keine Strategie hineinlesen, 

auf keinen Fall eine Strategie in irgendeiner Form, die berechtigen Interessen der 

deutschen Bundesländer oder anderer Regionen und ihrer parlamentarischen 

Vertretungen nicht anzuerkennen. Eine derartige Strategie steht nicht dahinter.  

Dr. Matthias Rößler (Präsident des Sächsischen Landtags): Herr Professor, nach Ihrer 

Erläuterung ist es so, wie in meinen Fragen ausgeführt: Es erfolgt eine Subsumierung von 

vielen einzelnen Gruppen, Interessenvertretern und anderen bis hoch zu uns. So haben 

Sie es erläutert.  

Prof. Dr. Bernd Martenczuk (Kabinett des Ersten Vizepräsidenten der Europäischen 

Kommission Frans Timmermans, Europäische Kommission): Natürlich ist es im Ergebnis 

so, dass jeder mit berechtigten Interessen in den Konsultationsverfahren seine Meinung 

äußern darf. Wenn Sie fragen wollen, ob mit dem Begriff gesagt ist, dass Sie als Vertreter 

regionaler Parlamente bei der Konsultation keinen privilegierten Kommunikationskanal zur 

Kommission nutzen können, lautet die Antwort darauf: Ja. – Aber dahinter steht keine 

Strategie, und ich glaube auch nicht, dass das für Sie wirklich ein wesentlicher Nachteil ist.  

Vorsitzender Reinhold Bocklet (I. Vizepräsident des Bayerischen Landtags): Dazu 

möchte ich kurz etwas sagen. Ein normaler Interessent und Interessenvertreter ist dem 

privaten Bereich zugeordnet. Die Parlamente der deutschen Länder haben wie diejenigen 

der anderen Regionen mit Gesetzgebungskompetenz eine demokratische Legitimation 

kraft Wahlen durch das Volk. Das ist eine andere Kategorie. Das ist ein Stück 

Gemeinwohl. Damit wird sozusagen ein Gemeinwesen inhaltlich konstituiert. Das ist 

prinzipiell etwas anderes als ein legitimes privates Interesse. Wenn man Parlamente von 

Regionen mit Gesetzgebungskompetenz und Vertreter von Privatinteressen trotz der 

Unterschiede mit einem Begriff zusammenfasst, verwischt man – auch wenn der Begriff 

technisch nachvollziehbar ist – den Unterschied zwischen dem Gemeinwohlinteresse auf 

der einen Seite, das hier legitim vertreten wird, und einem legitimen Privatinteresse auf der 

CALRE 2015  Arbeitsgruppe Subsidiarität 62



CALRE – Arbeitsgruppe Subsidiarität, 10.07.2015 

Ha/Zur Wortprotokoll – Vom Redner nicht autorisiert 

  

46 

anderen Seite. Damit entwertet man im Grunde das, was durch demokratische Wahlen 

legitimiert ist.  

Prof. Dr. Bernd Martenczuk (Kabinett des Ersten Vizepräsidenten der Europäischen 

Kommission Frans Timmermans, Europäische Kommission): Ich glaube das nicht. Wenn 

die Kommission oder ein Kommissar eine Stellungnahme eines nationalen oder eines 

regionalen Parlaments erhält, ist sie bzw. er sich natürlich bewusst, dass die Interessen, 

die hier vertreten werden, eben nicht Partikularinteressen sind, sondern Interessen, die 

von einem demokratisch gewählten Parlament formuliert sind. Die Anliegen, die darin 

vertreten werden, werden sich von denjenigen in der Stellungnahme eines 

Wirtschaftsunternehmens unterscheiden, das zwar auch legitim, aber aus völlig anderen 

Gründen – nämlich um seine wirtschaftlichen Interessen zu schützen – zum selben 

Gesetzgebungsvorschlag Stellung nimmt. Das Wirtschaftsunternehmen wird aus ganz 

anderer Perspektive und mit ganz anderer Zielrichtung argumentieren – oder auch mit 

derselben; das kommt darauf an. Der bloßen Tatsache, dass sozusagen die Kanäle bzw. 

die Konsultationsmechanismen einheitlich sind, dürfen Sie nicht entnehmen, dass die 

Kommission alle Stellungnahmen, die sie bekommt, in einen Topf wirft und undifferenziert 

wertet. Das ist nicht der Fall.  

Vorsitzender Reinhold Bocklet (I. Vizepräsident des Bayerischen Landtags): Wir haben 

jetzt hinreichend geklärt, wo der Dissens stehen geblieben ist: nämlich bei der 

Verwendung des Begriffs Stakeholder. Die Einlassungen haben Ihnen verdeutlicht, dass 

hier doch eine erhebliche Sensibilität besteht und gewünscht wird, dass man zwischen 

den legitimen privaten Einzelinteressen und den demokratisch legitimierten Interessen von 

gewählten Gremien auch beim Wording unterscheidet. Das sollten Sie mitnehmen. Wir 

könnten Herrn Timmermans schriftlich dazu anregen, dass man hier besser auf die 

qualitativen Unterschiede achten sollte. – Herr Professor Martenczuk, bitte.  

Prof. Dr. Bernd Martenczuk (Kabinett des Ersten Vizepräsidenten der Europäischen 

Kommission Frans Timmermans, Europäische Kommission): Ich nehme Ihre Sensibilität 

schon wahr. Die Formulierung des einen oder anderen Briefs – ich erinnere mich nicht 

mehr genau an den Wortlaut des Briefs an Mecklenburg-Vorpommern – könnte 
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entsprechend verbessert werden. Zugleich können Sie als Message mitnehmen: Sehen 

Sie auch das Positive an der Better Regulation Agenda; sehen Sie auch die Chancen, die 

sich dadurch bieten; und nehmen Sie auch die Transparenzmöglichkeiten wahr, die sich 

daraus ganz real ergeben.  

Vorsitzender Reinhold Bocklet (I. Vizepräsident des Bayerischen Landtags): Danke 

schön. – Wollen Sie noch etwas sagen?  

Dr. Matthias Rößler (Präsident des Sächsischen Landtags): Herr Professor Martenczuk, 

ich muss mich nicht so diplomatisch ausdrücken wie der Herr Vorsitzende. Nach Ihren 

Erläuterungen zu dem Brief von Herrn Timmermans nehme ich für mich mit – das werde 

ich auch in die Kultusministerkonferenz und in die nächste Plenarsitzung der CALRE 

tragen -: Das ist zumindest eine Kampfansage an die föderal organisierte Bundesrepublik 

Deutschland, also an uns Vertreter der Bundesländer, und sicher auch an viele CALRE-

Regionen – jedenfalls aus dem Hause Timmermans. Ich weiß nicht, ob wirklich die ganze 

Kommission diese Haltung teilt.  

Vorsitzender Reinhold Bocklet (I. Vizepräsident des Bayerischen Landtags): Unsere 

sächsischen Kollegen waren immer für eine deutliche Aussprache bekannt.  

Prof. Dr. Bernd Martenczuk (Kabinett des Ersten Vizepräsidenten der Europäischen 

Kommission Frans Timmermans, Europäische Kommission): Ich kann nur sagen, es gibt 

keine Kampfansage; im Gegenteil.  

Vorsitzender Reinhold Bocklet (I. Vizepräsident des Bayerischen Landtags): Ich will jetzt 

nicht noch etwas Salbe darüber streichen. Lassen wir es so stehen, wie es gesagt worden 

ist, als Zeichen dafür, dass wir in diesem Punkt sehr sensibel sind und dass wir von Herrn 

Timmermans wünschen, dass es ihm gelingt, auf unsere Sensibilität sensibel einzugehen. 

Ich darf nur daran erinnern, dass Herr Timmermans in seiner Zeit als Außenminister 

seines Landes wirklich große Leistungen vollbracht und bedeutende Reden gehalten hat. 

Können wir so verbleiben? – Gut. 
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Ich danke Ihnen herzlich, dass Sie zu uns gekommen sind. Dass am Schluss ein Dissens 

stehen bleibt, muss nicht unbedingt schlimm sein; wir haben dann eine Aufgabe für die 

weitere Zusammenarbeit. Ich möchte mich bei allen, die heute mitgearbeitet haben, dafür 

bedanken, dass sie dazu beigetragen haben, den Sachverhalt etwas aufzuhellen und 

aufzuklären. Vielleicht kommen wir bei einer der nächsten Sitzungen unserer 

Arbeitsgruppe zu einem besseren Wording.  

Herr Professor, Sie wissen, ich komme aus dem Bayerischen Landtag. Das ist ein Buch 

über das Maximilianeum, ein historisches Gebäude, in dem der Bayerische Landtag 

seinen Sitz hat. Das Durchblättern soll Ihnen Spaß machen.  

Ich darf mich auch bei den Dolmetscherinnen und Dolmetschern ganz herzlich dafür 

bedanken, dass sie so lange ausgeharrt haben und mit uns gnädig waren; der Schluss der 

Sitzung war ja für 13.00 Uhr angesetzt.  

Wir werden das, was heute gesagt worden ist, zu Papier bringen und Ihnen mitteilen. Sie 

haben hier einige gute direkte Anregungen für Ihre Arbeit bekommen. Zu bestimmten 

einzelnen Punkten werden wir Ihnen vorschlagen, wie wir weiter verfahren. Herzlichen 

Dank für Ihre Teilnahme und alles Gute! Die Sitzung war für alle Beteiligten sehr lehrreich. 

Einen herzlichen Dank auch den noch anwesenden Referenten, dass sie offen mit uns 

gesprochen und dazu beigetragen haben, Sachverhalte aufzuklären. Viele Grüße an Herrn 

Timmermans! – Ich schließe die Sitzung.  

 (Schluss der Sitzung) 
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Regional Parliaments in the EU 
Multilevel Parliamentary System

Peter Bursens
ACIM – University of Antwerp

1

Outline

Executive multi-level governance in the EU

What role for parliaments in EU multi-level governance?

From a two-level to a multi-level parliamentary system?

Some empirical evidence

Concluding remarks

Anlage 1 – Präsentation Prof. Peter Bursens, Universität Antwerpen
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Executive multi-level governance in the EU

EU multi-level governance = executive multi-level governance

=> democratic deficit?

=> parliamentarisation as one of the remedies?

- European Parliament
- National Parliaments
- Regional Parliaments

=> Multi-level parliamentary system?

3

What role for parliaments in EU multi-level governance? 

EU is a multi-level political system

=> need for multi-level democratic legitimacy

Parliamentary representation is one way to secure democratic legitimacy,

ensuring political equality and public deliberation

Shortcomings of the parliaments in the EU
EP: no legislative initiative, no full competence
National parliaments: decreasing policy space on the national level, 
varying but overall little scrutiny of the EU level
Regional parliaments: also decreasing policy space on the regional
level, even more varying and less scrutiny of the EU level 

=> Creation of a multi-level parliamentary system (see Hurrelmann, Lord & 
Pollak, Crum & Fossum)?
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The two-level Parliamentary System of the EU

Parliament – executive relations:

EP -> Commission and Council as EU Executive: limited opportunities

National Parliaments -> National Executives: variation 

5

The two-level Parliamentary System of the EU

Interparliamentary relations: modestly emerging

Horizontal: IPEX, ECPRD

Vertical / Mixed:

EP level Joint Committee Meetings, Joint Parliamentary 

Meetings, Interparliamentary Committee Meetings

Joint meetings at the national level

National parliaments’ representation in the EP

Conference of European Affairs Committees (COSAC)

Conference of the Speakers of the Parliaments of the EU 

Meetings of parties and party federations
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The multi-level Parliamentary System of the EU

Parliament – executive relations:

EP -> Commission and Council as EU Executive: limited opportunities

National Parliaments -> National Executives: variation

Regional Parliaments -> Regional Executives: variation

7

The multi-level Parliamentary System of the EU

Regional
Parliament

European 
Parliament

Foreign
National 

Parliaments

Foreign
Regional

Parliaments

Domestic
Regional

Parliaments

Domestic
National 

Parliament
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The multi-level Parliamentary System of the EU

Interparliamentary relations: very modestly emerging

Horizontal: 

Conference of European Regional Legislative Assemblies (CALRE)

Subsisiarity Monitring Network of CoR, REGPEX

Vertical / Mixed:

Direct relations between Regional Parliaments and the EP: joint 

meetings, delegate within the national representation

Regional Parliaments’ input in EU affairs via the national level

Three-level parliamentary committees

Meetings of parties and party federations

9

Scrutiny of EU policy-making

Controlling regional executives (as these are involved in EU policymaking 

through representation or consultation)

parliamentary questions, debates, briefings, reports

Controlling national executives

second chambers, joint committees, party links

Networking among regional parliaments

CoR Subsidiarity Monitoring Network, CALRE, joint meetings, 

IPEX/REGPEX, party links
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Scrutiny of EU policy-making

European level scrutiny:

Committee of the Regions: limited number of legislative regions, 

consultative, but now also access to the Court of Justice

Early Warning System: through national parliaments, limited 

opportunities, generally no formal obligation to involve regional 

parliaments

11

Some empirical evidence

EWS: 2 yellow cards, ca 260 reasoned opinions from 39 chambers, vast 

majority from national parliaments (Mastenbroek e.a. 2015)

EWS and political dialogue: 37 responses from regional governments and 

parliaments (Fleischer 2015)

Very limited parliamentary staff dealing with EU affairs (Buzogany and 

Häsing 2015 on Germany)

Very limited number of parliamentary questions on EU issues

(Högenauer 2015 on Scotland)
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Concluding Remarks

National Parliaments slowly learn how to play the European game

Regional Parliaments have a very long way to go

Various ‘theoretical’ tools, but hardly empirical evidence of real use

Variation between regional parliaments

Treaty of Lisbon has opened new opportunities, but these are yet to be 

grasped by the regional parliaments

Despite all this: a well-functioning multi-level parliamentary system is one of 

the ways to enhance the democratic character of the EU.
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10/07/2015 

                                                                                                                                                          The EU's Assembly of Regional and Local Representatives

CALRE – Subsidiarity Working Group 

The CoR mobilizing regions on subsidiarity 
monitoring and better legislation 

Bert Kuby 
Directorate for Horizontal Policy and Networks, E.2 

Committee of the Regions 

CoR and Subsidiarity Monitoring 

                                                                                                                                                          The EU's Assembly of Regional and Local Representatives

10/07/2015 

1. State of play of the CoR activities on Subsidiarity 
monitoring – SWP 2015 

 

2. Better Regulation 
 

3. Territorial Impact Assessment 
 

4. Cooperation with CALRE 

Anlage 2 – Präsentation Bert Kuby, Ausschuss der Regionen
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The future Commission and subsidiarity 

                                                                                                                                                          The EU's Assembly of Regional and Local Representatives

02/10/2014 

"“(…) I will leave other policy 
areas to the Member States 
where they are more legitimate 
and better equipped to give 
effective policy responses at 
national, regional or local level,  
in line with the principles of  
subsidiarity and proportionality.  
 

I will explore ways to improve the 
interaction with national 
Parliaments as a way of bringing 
the European Union closer to 
citizens." 

 
 

1. Subsidiarity Work Programme 2015 

                                                                                                                                                          The EU's Assembly of Regional and Local Representatives

10/07/2015 

 New approach of the European Commission 
 

 Novelty in SWP preparation: exchange with national 
parliaments 

 
 
 
 
 

 Additional initiatives of the Commission 
 

 
 

1. CoR Subsidiarity Work Programme 2015

a) Presentation of the Commission Work Programme 2015
(Ms Preising, Head of Unit, Work Programme and Stakeholder Consultation, Secretariat 
General of the European Commission)

b) Pre-selection of subsidiarity priorities

c) Discussion with representatives of national parliaments
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Subsidiarity Work Programme (SWP) 2015 

                                                                                                                                                          The EU's Assembly of Regional and Local Representatives

10/07/2015 

1. SWP 2015: Implementation 

                                                                                                                                                          The EU's Assembly of Regional and Local Representatives

10/07/2015 

 
 Consultation on Review of decision-making process 

on GMOs 
 

 Better Regulation Agenda 
 

 Preparation of Awareness raising events and of 
Subsidiarity Conference 2015 
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1. SWP 2015: Awareness raising and training 

                                                                                                                                                          The EU's Assembly of Regional and Local Representatives

10/07/2015 

 
 A new concept to match the needs 

of the LRAs 
 

 Pilot project in Italy 
(September/October) 
 

 Second project planned (partner 
region to be selected) 

 

1. SWP 2015: 7th Subsidiarity Conference  

                                                                                                                                                          The EU's Assembly of Regional and Local Representatives

10/07/2015 

 

 Co - organised with Flemish 
Parliament in Brussels 
 

 Focus on Subsidiarity and Better 
Regulation 
 

 Close involvement of current but 
also upcoming Presidency to 
ensure the follow-up   

17th November - SAVE the date!  
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2. Better Regulation: SEG input to CoR opinion 

                                                                                                                                                          The EU's Assembly of Regional and Local Representatives

10/07/2015 

 The importance of the regional 
dimension 

 
 Delegation of powers: application of 

subsidiarity, proportionality and 
principles of better law-making 
 

 Impact assessments: stronger and 
clearer references to local and 
regional aspects 

3. Territorial Impact Assessment (TIA) 

                                                                                                                                                          The EU's Assembly of Regional and Local Representatives

10/07/2015 

 
 Lessons learned in the pilot phase 

 
 Increasing importance of ex-post assessment 

 
 Outlook 
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4. Cooperation with CALRE 

                                                                                                                                                          The EU's Assembly of Regional and Local Representatives

10/07/2015 

 
 New Memorandum of Understanding 
 
 Cooperation on expert level: nomination for SEG 

 
 Cooperation in raising awareness on subsidiarity 

monitoring 
 
 

 
 

 
 

                                                                                                                                                          The EU's Assembly of Regional and Local Representatives

Committee of the Regions 
Directorate E Horizontal Policy and Networks 

Bert.Kuby@cor.europa.eu  
subsidiarity@cor.europa.eu  

 
www.cor.europa.eu/subsidiarity  

Twitter: @EU_CoR  
 

10/07/2015 
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Bayerischer Landtag
Landtagsamt
Kontakt- und Informations-
stelle in Brüssel 
Rue Wiertz 77
1000 Brüssel
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